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Beilage zur Karlsruher Zeitung ^ 39.
Dienstag , 4 . Februar 1S08 .

M - il'cher Landtag.
— Zweite Kammer . ---

23 . öffentliche Sitzung
am Samstag , den 1 . Februar 1908 .

T agesordnung :
Anzeige neuer Eingaben . Sodann
1. Fortsetzung der allgemeinen Diskussion über das Finanz¬

gesetz, und damit in Verbindung :
2 . Begründung und Beantwortung der Interpellation der

Abgg . Geck und Gen . , die Kränkung verfassungsmäßiger Rechte
(Former Schäufele in Rintheim ) betr . — Drucksache Nr . 22 — .

Am Regierungstisch : Staatsminister und Minister
der Justiz , des Kultus und Unterrichts Wirkt . Geh . Rat
vr . Freiherr - von Dusch , Präsident des Ministeriums
des Großh . Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten
Wirkt . Geh . Rat Freiherr von Marschall , Präsident
des Ministeriums der Finanzen Wirkt . Geh . Rat vr .
Honsell , Präsident des Ministeriums des Innern
Wirkt . Geh . Rat Freiherr von und zn Bodman ,
Ministerialrat Schellenberg .

Präsident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um
9 Uhr 20 Minuten .

Es wird der Eingang folgender Petitionen ange¬
zeigt :

1 . von 9 weiteren Gemeinderäten des Landes um Ab¬
änderung einiger Bestimmungen des Elomentarunter -
richtsgesetzes ;

2. des Verbandes badischer Wagenwärtervereine um Er¬
höhung ihres Gehalts (übergeben vom Abg . Reb¬
mann ) ;

3 . der Aussichts - und Oberaufsichtsbeamten an den
Grosih . Bad . Strafanstalten Freiburg i . Br . um eine
ihren : schweren und verantwortungsvollen Dienst und
ihren Leistungen entsprechende bessere Einreihung in den
Gehaltstarif ;

4 . des Vereins staatlich geprüfter badischer Werkmei¬
ster um Gleichstellung derselben im Staatsdienste mit den
Verwaltungsbeamten und Einreihung in entsprechende
Abteilungen des Gehaltstarifs ;

5 . des Gemeinderats Thiengen um Versetzung der Stadt
Thiengen von der 4 . in die 3 . Ortsklasse des Wohnungs -
geldtariss ;

6 . des Johannes Weichlin , Landwirts in Britzingen ,
um Rechtshilfe ;

7 . der Ortsgruppe Karlsruhe des Bundes Deutscher
Bodenresormer um Befürwortung einer Eingabe an die
Großh . Regierung wegen der Wertzuwachssteuer .

Ziffer 1 mrd 6 werden der Petitionskommission , Zif¬
fer 2 , 3 , 4 und 5 der Kommission für die Beamtenvor¬
lagen überwiesen .

Die in der 3 . Sitzung eingekommenen Anträge der
Abgg . Neuwirth u . Gen . , die Feststellung der Vergütungen
für die durch Truppenübungen entstandenen Flurschä¬
den betreffend , sowie die Abänderung der Quartiervergü¬
tung für Dienstpferde betreffend , werden an die Petitions¬
kommission verwiesen .

Zur Tagesordnung erhalten das Wort :
Präsident des Ministeriums der Finanzen Wirkt . Geh . Rat

vr . Honsell : Seit den Darlegungen , die ich heute vvr
acht Tagen in diesem Hohen Hause gegeben habe und
die zu meinein Bedauern sehr lange ausgefallen sind ,
sind in der Debatte eine Reihe von Dingen vorgebracht
worden , auf die man eine Aeußerung seitens des Finauz -
chess erwarten darf .

Mehrere Redner haben den Ausbau der Reichs¬
erb schaftssteuer als ein Mittel , um der Finanznvt
des Reiches zu steuern , erwähnt . Bemerkenswert ist,
daß auch der Sprecher der konservativen Fraktion dieser
Maßregel unter gewissen Einschränkungen nicht entgegen
ist. Man wird allerdings , wenn aus anderem Wege der
Finanznot des Reiches nicht wirksam zu steuern ist ,
früher oder später zu dieser Maßregel schreiten müssen ,
um so sicherer uud um so früher , je weniger es gelingt ,
die erforderlichen Einnahmen des Reiches auf anderem
Wege , auf dem Wege der Entwicklung der indirekten
Steuern , zu beschaffen.

Der Herr Abg . Frühauf hat als die Ursache des un¬
freundlichen Empfangs , der mir bei Antritt meines
jetzigen Amtes in der Presse bereitet worden ist, eine
Rede bezeichnet, die ich vor zwei Jahren in der
Ersten Kammer gehalten habe und in der ich eine
Beschränkung des Petitions - und des Vereins - und Ver¬
sammlungsrechts der Beamten , überhaupt eine Ein¬
schränkung der rechtlichen Stellung der Beamten
befürwortet haben soll, lieber jene Rede hat sich mit
der Zeit eine förmliche Legende gebildet . Ich habe seit¬
her in der Sache geschwiegen. Allein nachdem in diesem
Hohen Hause und in meiner Gegenwart voll dem In¬
halt dieser Rede in dem eben gedachten Sinne gesprochen
worden ist , glaube ich reden zu sollen .

Ich habe in jener Rede in keiner Weise eine
Einschränkung der rechtlichen Stellung der
Beamten befürwortet ; ich habe lediglich von
den Auswüchsen bei der Vereinsbildung der Beamten ,
von dem Versuch der Beamten , durch eine Art von
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Massendemonstration die Großh . Regierung einzu¬
schüchtern , von einem Gebaren , das nach meiner Auf¬
fassung der Stellung eines Beamten nicht angemessen
ist , gesprochen . Das war alles . Im ähnlichen Sinne
hat sich auch der Herr Minister Schenkel auf dem letzten
Landtage geäußert . Auch dieses Hohe Haus hat , und
zwar schon im Jahre 1894 , dieselbe Auffassung bekundet ,als es sich um die Revision der Gehaltsordnung und
des Gehaltstarifs von 1888 gehandelt hat . Damals
war in der Kommission eine Minderheit der Annahmedes Gesetzentwurfes abgeneigt ; die Mehrheit war aber
für den baldigen Abschluß der Gesetzesvorlage , „ denn "
— ich zitierte nun wörtlich aus dem Kommissionsbericht— „ in der Weise , in welcher seit einigen Jahren die
Anstellungs - und Gehaltsverhältnisse einer nicht geringen
Anzahl von Beamtenkategorien in der Oeffentlichkeit er¬
örtert worden sind , kann es ohne Schädigung der
Disziplin im Beamtenstande und des Ansehens desselben
nach außen nicht weiter gehen .

"

In jener Rede habe ich, und zwar als der erste , in
dem anderen Hohen Hause der Verbesserung der Kehalts -
verhältnisse der Beamten im Hinblick auf die allgemeine
Teuerung oer Lebenshaltung das Wort geredet . Auch das
hat die Presse stets unterdrückt ; man ist einfach gegen mich
wegen Beamten - und Arbeiterfeindlichkeit losgezogen .
Von den Arbeitern habe ich in jener Rede garnicht ge¬
sprochen . Mer diesen tendenziösen Darstellungen , wie siein einem Teil der Presse erschienen sind , verdanke icheS wohl , daß ich an dem Tage , an dem mir die Er¬
nennung zu meinem jetzigen Amt zugekommen ist , unter
den ersten Briefen — man bekommt da gewöhnlich
Glückwunschbriefe — auch einen solchen fand , der von
mehreren Arbeitern an mich gerichtet war . Er war kurz ,er hat gelautet : „ Legen Sie Ihr Amt augenblicklich nieder ,
sonst wird ein Anschlag auf Sie erfolgen ! " (Große
Heiterkeit .) Ich habe seither nie von der Sache ge¬
sprochen , habe ihr keine Bedeutung beigelegt ; ich habedas für einen Bubenstreich gehalten und bin weit entfernt ,
irgend eine , etwa die sozialdemokratische Partei , dafür
verantwortlich zu machen . Jene Preßäußerungen
gingen aber namentlich auch dahin , ein Mißtrauen
gegen mich zu erwecken , und das hat bis auf die
jüngste Zeit angedauert . Mehr als ein Jahr hindurchwar alle paar Wochen in der und in jener Zeitung zu
lesen , daß man von den neuen Beamtenvorlagen , von
der Verbesserung des Gehaltstarifs nichts Gutes zu er¬
warten habe , wenn dieser beamtenfeindliche Finanzchesdabei die Hand im Spiele habe . Und auch seit dem
Bekanntwerden des Gehaltstarifs hat diese — man darf
wohl sagen — Hetze nicht aufgehört ; vor wenigen Tagen
war im Volksfreund noch etwas in diesem Sinne zu lesen .

Ich möchte bei diesem Anlaß sagen , was sollen
diese jetzt tagtäglich in den Zeitungen kom¬
menden Auslassungen von Beamten über Vor¬
lagen , die ja den Landständen unterbreitet sind ? Ein
Druck auf die Regierung kann hier nicht wohl mehr beab -
sichtigt sein ; nunmehr handelt es sich doch wohl um einen
Druck auf die Landstände — und das ist , glaube ich, nicht
notwendig . Den Beamten steht der Weg an die Land¬
stände offen , und es ist ihnen ja von allen Parteien
versichert , daß der Gehaltstarif in für die Beamten
wohlwollendstem Sinn eine Prüfung seitens der Land¬
stände erfahren werde . Es ist wohl aber auch nicht
zweckmäßig , in dieser Weise auf die öffentliche Mei¬
nung einzuwrrken . Denn dem bürgerlichen Zeitungs¬
leser muß es doch allgemach dieser Beamten - und Ge -
haltstarisartikel zu viel werden .

Einen Ausfluß des gegen den Finanzchef bestehenden
und genährten Mißtrauens muß ich auch darin er¬
kennen , daß der Herr Abg . Früh auf bemerkt hat , ich
hätte an den von der Eisenbahnverwaltung beantragten

neuen etatmäßigen Stellen die Hälfte abgestrnh ^Daran ist kein Wort war . Er hat auch als Bechchder Ungerechtigkeit , mit der in dem neuen Gehaltstarif
verfahren worden sei , erwähnt , daß ein Direktor ej^
Mittelschule durch den neuen Gehaltstarif in seine»
Bezüge um 125 M . verschlechtert werde . Da er ^Namen des Herrn genannt hat , war ich in der Lagedies nachrechnen zu lassen und ich kann Ihnen inj /teilen , daß der Herr sich sofort um 600 M . verbesserewird . (Sehr gut ! Heiterkeit . )

Der Beharrungszustand , der in dem
amten auf wände entsteht , hat für den Herrn Aba
Frühauf kein Interesse . Das ist natürlich kein Stands
Punkt für die Großh . Regierung , und es kann auchkein Standpunkt für die Landstände sein , wenn sie nichetwa annehmen wollen , daß mit der Erneuerung dez
Landtages und mit den Neuwahlen die Verantwortungdes jetzigen Landtages abgeschnitten ist . Die Großh ,Regierung muß an die Zukunft denken , und in
Zukunft wiederholen sich diese Aufwendungen nicht nur
sondern sie wachsen ständig . Es muß also für eimdauernde Deckung gesorgt werden . Mit der Deckungdes Aufwandes für die Jahre 1908/09 ist es nicht getan.Der Herr Abg . Frühauf hat dann in einer Weiß ,die vermuten ließ , daß er dahinter irgend etwas suchtbedauert , daß die Ausrechnungen des Mehraufwand «
für die Jahre 1908 09 immer noch nicht dem Hohe«
Hause vorgelegt sind . Ich bedaure selbst sehr , daß dasbis jetzt nicht geschehen konnte . Es wird kräftig an der
Sache gearbeitet ; im Finanzministerium ist die Arbeit
seit längerer Zeit fertig , es ist ' dort einfacher als bei
den anderen Ministerien , und ich hoffe , daß die Vorlagein kurzem an die Landstände erfolgen kann . Es ist mir
gesagt worden , und es scheint mir das nicht ganz un¬
wahrscheinlich , daß die Arbeiten deshalb nicht so raschvorwärts gegangen seien , weil die damit beschäftig e,,
Beamten immer wieder hören mußten , daß der Landtageben doch durchsetzen werde , daß der Einführungs¬
termin für die neuen beamtengehaltlichen Vorlage «
auf den 1 . Januar werde vorgerückt werden . Dann
müßte die Arbeit vollständig wiederholt werden . Nun
ist es bei einem Beamten menschlich , daß die Arbeit
nicht flott vorwärts geht , wenn er die Meinung hat,
daß sie keinen rechten Wert habe .

Der Herr Abg . Frühauf hat hinsichtlich der Anleihe¬
politik bemerkt , die Großh . Staatsverwaltung wäre,wenn sie die Jahre her schon diesen Weg beschritten
hätte , in der Lage gewesen , die Personen wie Lehrer und
Beamten ' und dgl . in großartiger Weis e zu be¬
zahlen . Er hat dann einen Vergleich mit dem gute »
Hausvater angestellt , der Geld aufnimmt , um seinen
Kindern eine bessere Erziehung angedeihen zu lassen . Der
Vergleich hört sich recht hübsch an . Aber ich möchte doch
darauf Hinweisen , wie wird es dann , wenn in solchem
Falle an diesen guten Hausvater andere Anforderungen
herantreten , wenn Krankheiten irr der Familie eintreten ,wenn er Mißgeschick in seinem Geschäfte hat und dgl . ?
In solchen Fällen können die für den gedachten Zweck
aufgenommenen Schulden recht drückend werden , und es
kann in der Familie oder bei den Hinterbliebenen jenes
guten Hausvaters geradezu Not eintreten . Da kann der
studierte oder halbstudierte Sohn und die „ höhere Tochter "
nicht helfen . Ich stelle dem Herrn Abg . Frühauf an¬
heim , auch hier den Vergleich zu ziehen ; auch der Staat
hat eben noch für vieles Andere zu sorgen als nur fürden Personenaufwand .

Der Herr Abg . Frühauf hat daun — wie schon aufdem vorigen Landtag — unsere Eisen bahn schuldals eine geringfügige Belastung des Staatshaushaltes
hingestellt und bemerkt : „ Wir ziehen ja aus unserem
Eisenbahnbetrieb über 6 Proz . Rente "
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die Rente unserer Eisenbahnen nach dem
Einlagekapital oder Baukapital auf etwas über 4 Proz .
Der Herr Abg . Frühauf hat schon auf dem vorigen
Landtag dafür plaidiert , daß man aus der Eisenbahn -
rchuld diese Rente berechnen müsse , und mein Herr Amts -
Mganger hat damals entgegnet , wenn man das tue ,
komme man auf ein klägliches Ergebnis . Wenn man
die Eisenbahnschuld einer solchen Berechnung zugrunde

will , muß man mit dem durch Anlehen aufgebrach -
yn Anlagekapital abzüglich der seitherigen Abschrei¬
bungen rechnen . Zu den 435 Millionen gegenwärtigen
Landes der Eisenbahnschuld kommen als Zuschlag jene
gg,4 Will , oder rund 100 Will . , um die die Eisenbahn¬
schuld höher wäre , wenn wir keinen Staatszuschuß geleistet
Men . Wir haben also dann statt mit 435 mit 535
Mionen zu rechnen . Auf der anderen Seite muß
„ an an dem Ertrage des Eisenbahnbetriebes abrechnen ,
„as für den Dienst der Anleiheschuld alljährlich
aufgebracht werden muß . In dem günstigsten Jahre ,
oas wir überhaupt in unserem Eisenbahnbetriebe haben ,
im Jahr 1906 , war der Reinertrag 29,5 Millionen , das
Erfordernis für Zins und Tilgung war 24,5 Millionen ,
cs blieb also übrig : 5 Millionen . Diese 5 Millionen
bedeuten aus dem Stande der Anleihe , des Anleihe¬
kapitals abzüglich der Abschreibungen , eine Rente von
nicht ganz ein Prozent .

Der Herr Abg . Neuhaus hat getadelt , daß unser
Eisenbahnwesen als ein ausgeschiedener
Zweig des Staatshaushalts behandelt werde ;
er hat eine Aenderung dieses Verfahrens im Anschluß
W die von mir in Aussicht gestellte Umgestaltung des
Finanzgesetzes befürwortet . In diesem Hohen Hause
M er mit seiner Anregung wohl kaum einen Beifall
finden. Daß wir das Eisenbahnwesen von Anfang an
als einen ausgeschiedenen Zweig unseres Staatshaus¬
halts behandelt haben , war eine sehr weise Maßregel
Mg . Vr . Binz : Sehr richtig !) . Wir haben damit
unseren Staatshaushalt von den Schwankungen ,
die sich im Eisenbahnbetriebe notwendig ergeben , frei¬
gehalten . In Preußen ist man nicht so verfahren .
Es ist zwar eine maßlose Uebertreibung , wenn man in
diesen Tagen von einem „ Zusammenbruch des preußischen
Etats "

spricht ; aber es hat sich doch immerhin gezeigt ,
wie mißlich solche Schwankungen , die sich in dem großen
Betrieb der Staatseisenbahnen ergeben , auf den Staats¬
haushalt zurückwirken können .

Der Herr Abg . Binz hat eine erhebliche Bedeutung
dem Umstand beigelegt , daß künftig in der Eisenbahn¬
verwaltung der Aufwand für kleinere Herstellungen bau¬
licher Art oder für Ergänzungen u . dgl . bis zum Be¬
irage von 100000 Mark (seither war die Grenze bei
50000 Mark ) auf den Betriebsetat genommen werden ;
er hat geglaubt , darin eine wesentlich bessere Auffassung
unserer Eisenbahnfinanzen erkennen zu dürfen . Ich
glaube, er hat die Bedeutung dieser Maßnahme über¬
schätzt ; es ist mehr nur eine Verwaltungsmaßregel , denn
im großen und ganzen ändert sie an unserem Eisenbahn¬
haushalt nichts ; ein Ausfall in der Eisenbahnbetriebs¬
rechnung belastet ganz ebenso unsere Eisenbahnschuld wie
eine Anforderung im Bauetat , also im außerordentlichen
Etat . Diese veränderte Buchung hat allerdings die Be¬
deutung , daß der Betriebskoeffizient minder hoch sich
berechnet.

Der Herr Abg . Vogel hat gemeint , wenn man den
Aufwand für die Rheinregulierung auf
Anlehen nehme , dann könne man aus dem , was dafür
vorgesehen sei, den Aufwand für die Beamten -
nufbesserung bestreiten . Das wäre finanzpolitisch
nicht zu rechtfertigen . Die Rheinregulierung ist ein
außerordentliches Unternehmen ; sie erfordert augenblick¬
lich und noch wenige Jahre einen beträchtlichen Aufwand ,

der dann aber sehr rasch abnimmt . Wenn wir ihn auf
Anlehen nähmen , wäre damit lediglich eine vorüber¬
gehende Erleichterung im außerordentlichen
Etat erreicht ; für die Beamtenaufbesserung aber , die
dauernd wirkt und sich mehrere Budgetperioden hin¬
durch noch steigert , brauchen wir auch eine dauernde
Deckung .

Der Herr Abg . Frühauf hat der direkten
Reichs st euer in der Form von Zuschlägen
zu unseren direkten Steuern , Vermögenssteueroder Einkommensteuer , das Wort geredet , er hat sie
empfohlen , weil damit das politische Interesse an dem
Reich befördert werde . Das mag wohl sein — , aber
ob in erwünschtem Sinne , das ist eine andere Frage ;eine Reichsverdrossenheit wäre dann wohl als nahe Folge
zu erwarten , wenn der Steuerzahler einen Zettel in die
Hand bekommt , in dem ihm vor die Augen geführt würde :
Das hast du nun lediglich für das Reich zu bezahlen !

Der Herr Abg . Frühauf hat für den Gedanken der
Reichseisenbahnen die Autorität von Schäffle an¬
geführt ; für diese Maßregel ist es einfach zu spät . Ichkann mir auch nicht denken , wie man die Reichseisenbahnen
durch ein Reichselektrizitätsmonopol , einhandeln soll ,wie dies auch angeregt worden ist . Wenn der Herr Abg .
Frühauf aber auf die Autorität dieses berühmten National¬
ökonomen und süddeutsch -demokratischen Staatsmannes
ein besonderes Gewicht legt , so möchte ich hier doch auchvor Augen führen , was Schäffle über die Reichsfinanz¬
frage überhaupt sagt . In einem Artikel , der von dem
Finanzgleichgewicht in den Bundesstaaten handelt , sagt
Schäffle : „ Dem Reiche oder dem Gesamtstaat gehören
naturgemäß alle indirekten Steuern — den Ländern
gehören sachgemäß alle direkten Steuern "

; an anderer
Stelle : „ Solange die staatlichen Hauptaufgaben noch den
Einzelstaaten zufallen , haben diese auch den Anspruch
auf die direkten Hauptsteuern "

; er sagt dann weiter :
„Das Verhältnis zwischen Reich und Einzelstaaten mit
seinen Überweisungen einer - und seinen Matrikular -

- beitrügen andererseits wird jetzt von allen unbefangenen
Beurteilern als unhaltbar angesehen und ist dazu ge¬
schaffen , daß Reichs - und Landesfinanzen einander zer¬
stören

"
. (Sehr richtig ! links .)

Auf die Anregungen auf dem Gebiete der Wasser¬
wirtschaft , insbesondere hinsichtlich der Ausnützung der
Wasserkräfte , einzugehen , muß ich mir versagen . Es
gehört das nicht in mein Ressort ; mein Herr Kollege
vom Ministerium des Innern hätte zwar nichts dagegen ,wenn ich mich in der Sache äußerte ; allein ich könnte
mich da nicht ganz kurz fassen und möchie die Zeit des
Hohen Hauses nicht zu lange in Anspruch nehmen .

Ich komme zur Tabaksteuer . Zunächst muß icheine Aeußerung des Herrn Abg . Frühauf berichtigen .
Er sagte nämlich (ich weiß nicht , woher er das hat ) : Man
beabsichtige , mit dieser Steuervorlage eine Einnahme von
80 Millionen Mark zu erzielen , und davon würden
30 Millionen von dem Verwaltungsaufwand , also 37 ^/ ^
Proz . , aufgezehrt . Das wäre eine ungeheuerliche Steuer¬
vorlage . Tatsächlich nimmt die Tabaksteuervorlage einen
Verwaltungsaufwand von 4 Proz . des Aufkommens an ,
gerade wie bei der jetzigen Tabaksteuer auch .

Zu der Zigarrenbanderolensteuer haben wir
gestern Ausführungen gehört von unzweifelhaft sachver¬
ständiger Seite ob auch von vollkommen unbefangenerSeite , das möchte ich dahingestellt sein lassen . (Heiter¬keit . ) Jedenfalls werde ich dem Gehörten , wenn es
gedruckt vorliegt , meine Aufmerksamkeit schenken , im
Hören waren die Zahlen ja nicht so leicht zu erfassen .
Zu dem vorgebrachten statistischen Material möchte ichnur das eine bemerken : Wir haben im Reich keine
Statistik , die den Rauchkonsum ersaßt ; wir haben nur
Aufzeichnungen über das Gewicht des eingeführten Nobtabaks



und jde« im inländische » Tabakbau erzielten Produkt « ;
da« gibt selbstverständlich kein für jeden Zeitpunkt rich¬
tiges Bild über den Konsum , weil — und das ist gerade
damals um das Jahr 1879 geschehen, als die neue
Steuer eingeführt wurde — in solchem Falle vorein -
geführt , vorgekauft und vorproduziert wird und nachher
scheinbar der Konsum sinkt . Der blühende Stand übri¬
gens unserer Tabakindustrie , unserer Zigarrenfabrikation
und die Tatsache , daß man , vielleicht Holland und Belgien
ausgenommen , kaum irgend so gut und so billig raucht
wie im Deutschen Reich, spricht doch dafür , daß die
jetzige, im wesentlichen im Jahre 1879 eingeführte Steuer
so nachteilig nicht gewirkt haben kann , wie es uns gestern
geschildert worden ist. Ich möchte den Standpunkt
der Großh . Regierung dieser Steuervorlage
gegenüber nochmals kurz dahin zusammenfassen :

Das Reich braucht notwendig neue Einnahmen durch
Steuern . Wenn nun bei jeder neuen Steuervorlage
auch schon bei der Beratung unter den Regierungen der
Bundesstaaten jeder Staat , der glaubt , daß die Vorlage
für seine Verhältnisse minder günstig oder mehr belästi¬
gend als für einen anderen Bundesstaat sei , von vorn¬
herein für die Sache nicht zu haben ist, dann kommt
eben überhaupt nichts zustande . So kann man sich in
einer Gemeinschaft nicht verhalten .

Die Großh . Regierung ist ferner — und das habe ich
heute vor acht Tagen schon ausgedrückt — der Mei¬
nung , daß man an dem Tabak nicht vorübergehen kann ,
wenn es sich um die Beschaffung weiterer Einnahmen
handelt . Sie ist aber auch der Meinung , daß die
Banderolensteuer mit der Wertstaffelung und mit einer
ausreichenden Berücksichtigung der Kleinbetriebe — das
ist in der Gesetzesvorlage vorgesehen — als eine gute
Steuerform erscheint, daß , wenn man etwa daran

. denken wollte , eine ähnliche Einnahme durch eine Er¬
höhung der jetzigen Steuer zn erzielen , die Nachteile
viel größer , daß sie dann so groß wären , daß die Großh .
Regierung schlechthin nicht zustimmen könnte , denn eine
namhafte Erhöhung der Gewichtssteuer würde geradezu
die Vernichtung des inländischen Tabakbaues bedeuten .
Die Großh . Regierung wird aber auch ferner bemüht
sein, bei der Ausgestaltung des Gesetzes die badischen
Interessen so viel wie immer möglich zur Geltung zu
bringen .

Es ist dann vom Herrn Abg . vr . Frank auch aus
das Vorkommeü von Kalisalz lagern im oberen
Teile unserer Rheinebene hingewiesen worden . Die An¬
nahme dieser Lager ist zurzeit lediglich eine Vermutung ,
für die man allerdings gewisse Unterlagen hat . Die Großh .
Regierung ist schon seit längerer Zeit auf die Sache
aufmerksam und hat u . a . einen Geologen ersucht, ein
wissenschaftliches Gutachten in der Sache zu erstatten .

Abg . Frhr . v. Mentzi « geu (Zentr .) : Gestatten Sie
nur wenige Worte zur Tabaks frage - Die badische
Landwirtschastskammer hat im Laufe dieser Woche einen
Antrag angenommen , welcher folgenden Wortlaut hat :

„ Von der Erwägung ausgehend , daß das Deutsche Reich
neuer ausreichender Einnahmequellen dringend bedarf , er¬
klärt die badische Landwirtschaftskammer zu dieser geplanten
Steuer ihr Einverständnis . Sie erblickt darin keinerlei
Nachteile für den Landwirt und den Tabakarbeiter in
Süddeutschland , weil der Wert des einheimischen Tabaks
durch die größere Nachfrage gesteigert wird und noch mehr
wie bisher norddeutsche Tabakfabrikanten Filialen nach
Süddeutschland verlegen dürften .

"

Diesen Antrag hat die Landwirtschaftskammer mit
großer Mehrheit gegen einen Gegenantrag , welchen i ch
gestellt habe und der nur eine Minderheit von 11 Stim¬
men gefunden hat . angenommen . Ich glaube , daß die
Landwirtschaftskammer hier einen Wechsel auf die Zukunft

ausgestellt Kat, dessen Einlösung mir durchaus unsicher
erscheint. Ich berufe mich in dieser Beziehung aus ßj.
Ausführungen meines Freundes Neuhaus , dessen Zahl^
und Ausführungen ich mir überhaupt hiermit zu eigen mach .
Ich kann mich auch auf das Protokoll über die Verhandlung ^
der Handelskammer Heidelberg berufen , worin diese Frag,
ausführlich behandelt wird . Ein Mitglied der jetzig ^
Landwirtschaftskammer , der Herr Oekonomierat Steingötter
hat damals schon bei einer Verhandlung den Standpuch
vertreten , welchen sich die Landwirtschaftskammer in ihrer
Majorität zu eigen gemacht hat . Mir scheint aber , dH
diese Darlegungen des Herrn Steingötter durch die Aus¬
führungen des Herrn Landfried , des damaligen Referen¬
ten , widerlegt worden sind . Auf gar keinen Fall können
wir heute schon mit Sicherheit sagen , daß die ausschließ¬
lichen Tabaksbauern von der Banderolensteuer Vorteile
haben werden . Es gibt aber außer den ausschließlichen
Tabakbauern auch noch eine große Anzahl von Landwirten
welche mit einem Fuß in der Landwirtschaft und mit den,
andern in der Zigarrenindustrie stehen . Dieses auszn-
führen habe ich mir schon vor zwei Jahren in diesen,
Hohen Hause erlaubt . Ich will Sie nicht mit der Wie¬
derholung jener Ausführungen langweilen , sondern nur
einige Zahlen über die Ausbreitung der Zigarrenindustch
in den landwirtschaftlichen Gebieten bringen .

Man muß zwischen großen und kleinen Betrieben unter¬
scheiden , und man findet die Grenze zwischen diesen beiden
Betrieben bei der Zahl von 50 Arbeitern . Wenn nun
der Herr Finanzminister uns soeben gesagt hat , daß auch
die kleinen Betriebe durch die Banderolensteuer keinen
Schaden erleiden werden , da Vorsorge dafür getroffen sei,
so möchte ich nur meinem Erstaunen darüber Ausdruck ver¬
leihen , daß man nichts darüber erfährt , wie denn diese
Vorsorge getroffen werden soll. Ich berufe mich zum
Beweise dafür , daß die großen Betriebe Vorteile
und die kleinen Betriebe Nachteile haben , auf
den Staatssekretär des Innern Herrn Grafen von Posa-
dowsky. Der Herr Abg . Bassermann hat nämlich in
einer Rede folgendes gesagt : „ Graf Posadowsky Hai
einmal hier erklärt " — ich nehme an im Reichstag — ,
„ daß der Entwurf einer Tabak -Banderolensteuer fertig
ausgearbeitet im Reichsschatzamt liege . Zugleich erklärte
er aber auch, daß sie für Deutschland nicht recht Passe,
denn die Großbetriebe würden von ihr wenig betroffen .
Andererseits würden aber die kleinen Betriebe vernichtet
werden "

. Das ist die Ansicht des Herrn Grafen Posa¬
dowsky. Ich muß allerdings zügeben , daß vielleicht in
unserer Zeit die Ansicht des Herrn Grafen nicht mehr so
schwer wiegt wie damals . Aber hieraus könnte der Herr
Finanzminister auch entnehmen , daß , wenn mein Freund
Neuhaus gegen diese Banderolensteuer gesprochen hat , er
als objektiv zu beurteilen und anzusehen ist .

Ich habe nun gesagt , daß die Tabakindustrie in land¬
wirtschaftlichen Bezirken stark verbreitet ist . und ich kann
weiter sagen , daß viele Orte draußen auf dem Lande heut¬
zutage eine viel größere Einwohnerzahl haben , als ihre
Gemarkung rechtfertigt , und wenn heute die kleinen Be¬
triebe von der Bildfläche verschwänden , so wäre eine große
Anzahl von Menschen in den betreffenden Gemarkungen
überflüssig . Das trifft meines Erachtens zunächst in den
Bezirken Bruchsal , Heidelberg , Lahr , Mannheim , Schwet¬
zingen und Wiesloch zu . Im Großherzogtum Baden gibt
es im ganzen 38587 Zigarrenarbeiter , davon sind
34472 in den Fabriken beschäftigt , die übrigen entfallen
auf die Heimindustrie ; 11869 sind männliche , 26718
weibliche Arbeiter .

Wie sich diese Arbeiter auf die großen und kleinen
Betriebe verteilen , das kann man aus der Tabelle aus
S . 686 des Berichts des Herrn vr . Bittmann ersehen .
Im Bezirk Bruchsal gibt es 67 Stammfabriken und 69
Filialen . In den Stammfabriken beträgt dü' Durchschnitts -
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bl der Arbeiter 31 , in den Filialen 88 , ei entfällt ,
Lek also von den im ganzen 136 Betrieben die größere
Arahl auf die Kleinbetriebe . Im Bezirk Heidelberg fällt
<,r Durchschnitt zugunsten der Großbetriebe , ebenso in

pahr. H^r liegt er aber auf der Grenze , denn die Durch-

Mittszahl beträgt 52 Arbeiter . Im Bezirk Mannheim
dagegen beträgt die Durchschnittszahl der Arbeiter 29,
also find im Bezirk Mannheim die Kleinbetriebe in der
Majorität. Im Bezirk Schwetzingen beträgt die Durch¬
schnittszahl 53 , liegt also auf der Grenze . Im Bezirk
Wesloch herrscht der Großbetrieb vor , denn die Durch¬
schnittszahl beträgt 83 . Diese Zahlen beweisen , daß die

Frage der Tabak- und Zigarrenindustrie auf dem Lande in

Men Bezirken unseres Landes eine große Bedeutung hat,
und der Herr Abg . Neuhaus hat nicht mit Unrecht her¬
vorgehoben , daß gerade durch die Zigarrenindustrie die
bäuerliche Bevölkerung aus dem Lande festgehalten wird,
hie sonst nach den großen Städten abwandern würde.
Man kann daher mit Recht sagen, daß die Banderolen¬
steuer, so wie sie uns bevorsteht, einer Art Enteignung
gleichkommt . Heutzutage ist man ja auf dem besten
Wege , allerhand zu enteignen . Aber es geht doch nicht
an , abgesehen von der Rechtsfrage , daß man die kleinen
Betriebe durch ein solches Gesetz enteignet , Kleinbetriebe ,
die gerade von intelligenten , fleißigen Arbeitern , die sich
emporgearbeitet haben , geleitet werden. Wenn man
solchen Betrieb unmöglich macht , so begeht man dadurch
ein großes sozialpolitisches Unrecht. Es ist etwas ganz
anderes , wenn der Schlepper den Leinereiter abschafft oder
die Lokomotive den Frachtfuhrmann . Das sind Fort¬
schritte der Entwicklung einer wirtschaftlichen Kultur,
dagegen kann man nichts machen . Aber durch ein Finanz¬
gesetz eine große Anzahl von Existenzen zu vernichten,
einfach auf die Straße zu Wersen , das verbietet mir meine
christliche Weltanschauung und das sollte dem Staat die
politische Klugheit und eine weise Finanzwirtschaft verbieten !
(Beifall im Zentrum) .

Abg . Rebmann (natl.) : Beim gegenwärtigen Stand
der Debatte und besonders auch mit Rücksicht darauf ,
daß meine Kollegen Binz und Obkircher sich über die
schwebenden Fragen in einem ^ inne geäußert haben , mit
dem ich vollständig Übereinstimme, verzichte ich aufs Wort.

Abg . Schmidt - Breiten (Bd . d . Landw .) : Unsere ba¬

dischen Finanzen und unser Staatshaushalt leiden immer
noch unter dem Einfluß der schlechten Finanzen
des Reichs . Man versucht jetzt wieder , eine Abhilfe
zu schaffen , aber es scheint sich wieder um Flickwerk zu
handeln , genau so , wie es vor zwei Jahren gewesen ist.
Ich gebe ja zu, daß bei der Zusammensetzung des jetzi¬
gen Reichstags eine Finanzreform im großen Stil , die uns
endgültig aus dem Finanzelend herousführte , nicht mög¬
lich ist .

Es wird von der Reichsregierung vorgeschlagen ein
Monopol des Branntweinzwischenhan¬
dels und eine Tabak - und Zigarrenbande¬
role n st e u e r . Was die letztere angeht , so bin auch ich
der Ansicht , daß wir vom badischen Standpunkt aus ein
Interesse daran haben , daß der Tabak , wenigstens der
inländische, nicht weiter belastet wird . Es hat nun ge¬
stern die Landwirtschaftskammer einen Antrag
dahin angenommen , daß man gegen eine derartige Zi -
garrenbanderolensteuer nichts einzuwen¬
den habe . Ich habe einige Mitglieder der Landwirt
schaftskammer gefragt , wie sie eigentlich dazu käme, einen
derartigen Beschluß zu fassen zu einer Zeit , wo man das
Gesetz noch gar nicht kenne . Da wurde mir gesagt, es sei
in der Landwirtschaftskammer erklärt worden , man müsse
deshalb dafür sein , weil die Täbakgewichts- und Flächen¬
steuer dadurch aufgehoben werden soll . Der Herr Fi¬
nanzminister hat sich ja nicht eingehend über die Art der

Steuer geäußert . Aber dar darf man Wohl annehmen ,
daß die Gewichts- und Flächenfteuer nicht aufgehoben wer-

den soll . Ich glaube also , die Großh . Regierung wird gut
daran tun . sich nicht auf jene gutächtliche Aeußerung der

Landwirtschaftskammer zu stützen : denn sie ist hervorge¬
gangen aus einer ganz mißverständlichen Auffassung des

Gesetzes . Ich stehe , offen gesagt, mit Mißtrauen dem

Gesetz gegenüber , das uns in Aussicht gestellt ist. Denn
als im Jahre 1879 die Tabaksteuer eingesührt wurde ,
geschah dies zum größten Nachteil unserer Tabak bauen¬
den Bevölkerung . Obwohl der Konsum sich seit jener
Zeit nahezu um das Doppelte vermehrt hat , ist die Pr o -
duktion auch bei uns in Baden sehr zurückge¬
gangen . Das kommt daher , weil die Steuer zum größ¬
ten Teil auf den Produzenten abgewälzt worden ist. Ich
möchte der Großh . Regierung ans Herz legen , im Bun¬
desrat nur dann ihre Zustimmung zu dem Gesetz zu ge¬
ben, wenn die bäuerliche Bevölkerung dadurch nicht wei¬
ter belastet wird . i

Es sind im Hohen Hause verschiedene Vorschläge ge¬
macht worden , wie man der Finanznot des Rei¬
ches steuern könnte. Von linksliberaler und sozial¬
demokratischer Seite wurden direkte Reichs¬
steuern empfohlen. Man ist von verschiedenen Seiten
des Hohen Hauses diesem Plane entgegengetreten , weil
er gegen den Charakter des Reiches als Bundesstaat ver¬
stoße . Ich kann aber nicht einfehen , inwiefern der Cha¬
rakter des Reiches als Bundesstaat bedroht ist, wenn wir
direkte Neichssteuern bekommen -. Wir haben jetzt schon
Steuern im Reich , die direkten Steuern sehr ähnlich
sehen und von manchem Nationalökonomen als solche be¬
trachtet werden , z . B . die Erbschaftssteuer. Aber ich habe
andere Bedenken gegen die direkten Reichssteuern, und
diese decken sich mit dem , was der Herr Finanzminister
vorhin ausgeführt hat . Wir in Baden haben schon ganz
besonders hohe Abgaben: der Mittelstand hat unter der
Vermögenssteuer und der Einkommensteuer schwer zu
leiden . Auch ich bin der Ansicht , daß eine weitere Er¬
höhung der direkten Steuern zugunsten des Reichs kei¬
neswegs zu einer Reichsfreudigkeit, sondern zu einer
Neichsverdrossenheit führen könnte .

Was die Reichserbschaftssteuer anbelangt , di?
auch verschiedentlich vorgeschlagen wurde , so möchte ich
sagen , daß eine Erbschaftssteuer, die auch kleinere und
mittlere Erbschaften umfassen würde , sehr zu Ilngunsten
der kleineren und mittleren Landwirte ausschlaaen würde .
Bei mehrfacher Vererbung winde- es zur Konfiskation des
ländlichen Grundbesitzes führen . Se würde auch weiter
insofern eine Unaerechtiakeit sin die ländliche Bevölke¬
rung bedeuten, als die Errunaenschgst in einer Bauern¬
familie nicht nur durch den Fleiß der Eltern , sondern
auch durch den Fleiß der Kinder , die in - der Landwirt¬
schaft Mitarbeiten , erworben wird . Wenn es dann dazu
käme , daß auch bei direkter Erbfolge von den Erben eine
Steuer bezahlt werden müßte , so würde hiermit der Ar¬
beitslohn der Kinder , der Erben selbst , versteuert werden
Das wäre- unter allen Umständen eine ungerechte Steuer ,

Es ist selbstverständlich damit nicht getan , daß man sagt ,
ich will diese oder jene Steuer nicht , sondern es ist auch
Sache der Abgeordneten, da geeignete Vorschläge zu
machen .

Ein - solcher Vorschlag — von dem hier in diesem
Hohen -Hause nicht gesprochen wurde — wäre eine Divi¬
dendensteuer . Die Dividende ist ein Einkommen
nicht aus der Arbeit , sondern ein stinsaewinn , für den kei¬
nerlei Mübe aufgswendet wird . Gerade derartige Ein¬
kommen , die ohne Arbeit erworben werden , sollten ganz
besonders besteuert werden. Die Dividende wird auch
allgemein nur von solchen Leuten bezogen , die besonders
kapitalkräftig sind .



Eine ähnliche Steuer wäre eine Erhöhung der auf den Produzenten abzutvülzen. Jeder , der mitBörsensteuer , die ich auch schon im letzten Landtag Viehbauf vertraut ist, der weiß, daß der Metzgerhier angeregt habe. Es ist allerdings gerade nach den Bauern sehr oft vorrechnet, wie viel er an dem Stigs Hjetzigen Mehrheitsverhältnissen im Reichstag kaum zu er- Vieh verdient , und daß er sagt , an Fleischakzise muß H 1warten , daß eine derartige Steuer angenommen würde , so und so viel bezahlen. Er wälzt also diese Steuer jweil gerade diejenigen, die sich die Vertretung der Inter » offenkundig auf den Bauer ab , und damit ist wohl d r̂ Iessen der Börsenmagnaten zur Aufgabe gemacht haben, in Beweis erbracht, daß eben nicht nur der Metzger von Idem Block eine große Rolle spielen (Zwischenruf des Abg . Aufhebung einen Vorteil hat . Aber es mag sein , wie es !Ihrig ; Lachen) . Uh habe von Ihnen gar nicht will, ob die Produzenten oder die Konsumenten oder dß !gesprochen . (Abg. Ihrig : Wir haben uns auch nicht ge- Metzger einen Vorteil von der Aufhebung haben, jedentroffen gefühlt) . Ich habe die demokratische Partei auch falls ist die Fleischakzise eine ungerechte Steuer ,
nicht im Auge gehabt, sondern die freisinnige Vereinigung , und deswegen möchte ich den Herrn Finanzminister bstSodann eine Steuer , die in keiner Weise belasten ten, sich in keiner Weise irre machen zu lassen , wenn etivawürde , sondern die im Gegenteil nur Vorteile für uns von der Ersten Kammer Bedenken erhoben werden,hätte , wäre ein Kohlen ausfuhrzoll . Durch einen Sehr erfreulich ist , daß im Reichstag jetzt ein Ge¬stichen Zoll würden nicht nur die Einnahmen für das setz vorliegt , durch das die Armenlasten für dasReich geschaffen , sondern es würde auch verhindert wer - Land vermindert werden, daß das Unterstützungswohn,
den, daß die Kohlen zn billigerem Preise an das Ans - sitzgesetz in dem Sinn geändert werden soll , daß die Ar-
land abgegeben werden .

menlasten weniger dem flachen Lande als den größerenAehnlich wäre es auch mit einem Zoll auf Kali . Städten zur Last fallen sollen .Auch dieser würde nur zum Schutze unserer inländischen Ueber das Flurschaden sgesetz will ich nicht spre-Volkswirtschaft dienen. Hierin können uns diejenigen chen, weil ja dazu Gelegenheit gegeben ist bei Beratung
Staaten als Vorbild dienen , die man nur als halbe Kul- des Antrags , der von dem Herrn Abg. Neuwirth usw.turstaaten ansieht, wie Chile und Peru . Diese Staaten gestellt worden ist . Aber über eine andere Frage , die dasbestreiten den größten Teil ihres Staatshaushalts durch Militär angeht , möchte ich sprechen , das ist die Frage derden Ausfuhrzoll auf Guano .

Errichtung eines TruppenübungsplatzesUeber die M ü h l e n u mi s a tz st e u e r wird ja gelegenst für das 14 . Armeekorps . Uh bin sehr für
(ich unserer Interpellation noch gesprochen . werden. Auch einen solchen Truppenübungsplatz , damit die bäuerliche
das wäre eine Steuer , die nur kapitalkräftige Schultern Bevölkerung nicht mehr so sehr unter den Einquartie -treffen würde .

rungslasten zu leiden hat , wie das bisher der Fall gewe-Es wurde in diesem Hohen Hause verschiedentlich da- sen ist . Uh möchte aber bitten , daß dieser Truppen -von gesprochen , daß durch die Einführung der Ver - Übungsplatz nicht , wie es von einem früheren Reichstags-mögenssteuer eine Entlastung des flachen abgeordneten angeregt wurde , in das Hinterland kommt ,
Landes herbeigeführt worden sei , und man beruft sich sondern nach dem Elsaß oder indas badische
dabei lauf die Zusammenstellung , die von der Großh . Re- Oberland . Wenn er in d<E Hinterland käme , so müß-aierung herausgegeben worden ist. Aber diese Zusam - ten sämtliche berittene Waffengattungen den Weg über
a'.enstellungen können nicht als Beweis dafür angesehen die Gegend des Hügellandes nehmen, um nach demwerden, da sie keinen Aufschluß geben über den Steuer - Uebungsplatz zn kommen , und so hätten wir in Brette » ,
wert derjenigen Grundstücke, die früher an den: Orte Eppingen , Sinsheim , Mosbach usw. die Lasten der Ein -ihrer Lage versteuert worden sind , die aber jetzt am Orte quartiernng aus dem Hin - und Rückmarsch zu tragen ,
des Wohnsitzes des Eigentümers versteuert werden müs- Wenn aber der Uebungsplatz dagegen im Elsaß oder dem
sen- Und das macht gerade an manchen Orten sehr hohe badischen Oberland errichtet würde , dann würden sichBeträge aus .

diese Lasten verteilen (Abg. Or . Frank : Das ist doch
Es ist im letzten Landtag von dein damaligen Herrn eine nationale Frage .) . Gewiß , es ist das eine nationaleFinanzminister erklärt worden , eine Steuer , über die am Frage, , aber es ist auch gerecht , daß diese Lasten ange-wenigsten geklagt würde , sei die Liegenschafts - messen verteilt werden.akzise . Uh muß sagen, damit hat der damalige Herr Sehr erfreulich war , daß der Herr Mi niste -Finanzminister etwas ausgesprochen, was mit den Tat - rialpräsident des Innern in seinen Ansfüh -

sachen nicht übereinstimmt , denn diese Steuer wird ge- rungen vor einigen Tagen nationaleSaiten an-
rade von der bäuerlichen Bevölkerung sehrunange - schlug . Auch der Herr Abg. Frank hat solche Saiten
nehm empfunden , ebenso wie die Grundbuch - anzuschilagen versucht, aber ich meine, dieser Versuch ist
gebühren , und bei diesen kommt ja noch hinzu , daß mißlungen . Er hat beklagt, daß unsere Jugend im chau-
sie nicht auf einmal verlangt werden, sondern daß die vinistischem Sinn erzogen werde. Dem mutz ich ent-Steuerzettel nach und nach kommen , und dadurch um so gegentreten . Wenn in dieser Hinsicht etwas zu beklagen
unangenehmer wirken.

ist, dann ist es das , daß unsere Jugend noch nicht genug
Es wurde von verschiedenen Seiten in diesem Hohen im nationalen Sinn erzogen wird . Der Herr Abg .

.Hause auch über die Aufhebung der Fleisch - Frank hat darauf hingewiesen, daß man auch in Frcmk-
akzise gesprochen , und es wurde auch in den Zeitun - reich heute nicht mehr so chauvinistisch denke wie früher ,
gen sehr viel darüber geschrieben . Es wurde vielfach b> Es wurde aber illit Recht von dem Herrn Abg. Wittum
hauptet , die Aufhebung sei ein Geschenk an die Metzger, der Name „Delcasse"

dazwischen gerufen , denn ich glaube.
Ich sage, selbst wenn es richtig wäre , daß nur der Metz - gerade die Rede, die der französische Abgeordnete Delcasst
ger den Vorteil der Aufhebung hätte , dann wäre das vor kurzem in der französischen Kammer gehalten hat .
kein Geschenk an die Metzger, sondern es würde damit zeigt, daß eben die Gefühle der Franzosen heute noch
eine Steuer aufgehoben werden , die bisher zu U n - nicht andere sind , als sie vor 30 und mehr Jahren waren ,
recht von den Metzgern erhoben worden Der Herr Abg. Frank könnte sich ja nun darauf berufen,
i st . Aber ich bin der Ansicht , daß nicht nur die Metzger daß die Mehrheit des französischen Abgeordnetenhauses ,
von der Aufhebung einen Vorteil haben, sondern den die dem Abg . Delcasse zujnbelte , an, nächsten Tage dem
Hauptvorteil werden die Konsumenten häben, vor allen, französischen Mg ^ rdneten Pichon Beifall spendete als
aber die Produzenten (Abg. Frühauf : Sehr gut !) . Die er erklärte , daß Frankreich eine Politik , wie sie Delcasst
Produzenten werden deshalb einen Vorteil haben, weil verlange , nicht befolgen solle. Ja , am ersten Tage kam
die Metzger schon dein , Einkauf bestrebt sind , diese Steuer eben das französische Gefühl zum Ausdruck, und am



,,Zeiten Tage die Vernunft , und zwar jene Vernunft , die
,-insieht , daß Frankreich unter- den heutigen Verhältnissen
nicht mehr so leicht in der Lage ist wie früher , uns Las
näher Gerauhte wieder abzunehmen . Nur diese Ver-
rimft ist es ) die dort gesprochen hat .

Tie Ergänzung dessen, was Herr Abg . Frank hier ge-
iprockMn hat , wurde uns durch die Ausführungen des
Herrn Abg . Pfeiffle gegeben . Er hat ausgeführt ,
unser starkes Heer bedeute eine ständige
Kriegsgefahr . Diese Behauptung zeigt, daß , wie
ja überhaupt die Sozialdemokratie , so auch an dein Herrn
Abg. Pfeifsle die Geschichte der letzten drei Jahrhunderte
spurlos vorübergegangen ist (Lachen bei den Sozialde¬
mokraten ) ; sonst müßten die Sozialdemokraten wissen ,
daß , seitdem durch den schnöden Verrat eines deutschen
Reichssürsten Metz , Toulon und Verdun an Frankreich
gekommen sind , die Geschichte des Verhältnisses zwischen
Deutschland und Frankreich eine Kette ununterbrochener
Gewalttaten von seiten der Franzosen gegen uns Deutsche
gewesen ist . Nur dadurch , daß wir jetzt das
starke Heer haben , werden die Franzo¬
sen z u r ü ck ge h a l t e n , über uns herzusalle u .
Gerade wir im Südwesten des Reiches haben allen
Anlaß, dafür dankbar zu sein , daß wir jetzt durch das
starte Heer geschützt sind. Deutschlands Beispiel hat die
anderen Völker, vor allen Dingen auch Frankreich , ge¬
zwungen, daß die Heere zu Völkern und die Völker zu
Heeren und damit der Krieg zu einem furchtbaren Wag¬
nis geworden ist . Es ist ja ein Spruch uralter Weisheit ,
der lautet : Rüste dich für den Krieg , dann wirst du den
Frieden erhalten ! Gerade die Geschichte unserer letzten
37 Jahre beweist , wie richtig dieser Grundsatz ist .

Es ist von dem Herrn Abg . Gierich davon
gesprochen worden , daß bei der letzten Land
tagswahl das G r o ß b l o ck b ü n d n i s auch g e-
g r n d i e K o nservativeu gcgangc u s e i . Tie
nationalliberalen Abgg. Binz und Obkircher haben das
bestritten und der Herr Abg . Binz hat auch vor einiger
Zeit in einer nationalliberalen Versammlung erklärt ,
daß auch die Sozialdemokraten ausdrücklich damit einver¬
standen gewesen seien , daß das Bündnis nicht gegen die
Konservativen gerichtet war ,

^Darauf hin schrieb aber der
OVoltssreund"

, das entspreche der Wahrheit nicht , son -
lwrn cs sei damals ausdrücklich betont worden , daß das
Bündnis gegen eine drohende konservativ-ultramontane
Mehrheit sich richte . Ich muß dem , was der „ Volks-
sieund " geschrieben hat , Recht geben . Ich kann nicht ver¬
stehen , wie man behaupten kann , das Bündnis habe sich
nicht gegen die Konservativen gerichtet, wenn doch fest
steht , daß in zwei Wahlkreisen die Sozialdemokraten von
den Nationalliberalen gegen die konservativen Kandida¬
ten und in einem Wahlkreis gegen einen deutsch-sozialen
Kandidaten unterstützt wurden . Außerdem haben wir
letzthin ein Flugblatt hier verlesen erhalten , in dem aus¬
drücklich von nationalliberaler Seite betont worden ist ,
daß eein Sozialdemokrat ein besserer Vertreter der In
teressen der „ gläubigen Protestanten " sei , als ein Kon¬
servativer . Der Herr Abg . Gierich bat dcch Flugblatt
hier vorgelesen . Es steht Ihnen heute noch znr Verfü¬
gung.
Ter Herr Abg . Binz hat auch erklärt , er hätte es gerne

gesehen , wenn wir seinerzeit mit den Nationalliberalen
znsaimnengegangen wären . Ich will nun nicht bestreiten,
daß unter den Anhängern der konservativen Partei und
des Bundes der Landwirte es früher Leute gegeben Hai ,
die für ein derartiges Zusammengehen gewesen sind . Aber
inzwischen sind die Stimmen derjenigen , die dafür ge¬
wesen sind , verstummt . Und daran trage vor allen Din¬
gen die Natioimlliberalen selbst Schuld durch ihre —
ich will milde ansdrücken — unfreundliche Politik , die
sie gegen uns seitdem befolgt haben . Es vergeht kaum

eilt Dag , an dem nicht Beschimpfungen in den national
liberalen Blättern gegen uns erfolgen.

Für eine Aeußerung, die der Herr Abg . BsÜH getan
hat , mutz ich chm dankbar sein , nämlich, daß er es uns
nicht verübte, wenn wir uns vom Zentrum wählen lassen.
Draußen im Laude sprechen die Nationalliberalen aller¬
dings anders . Da wird lediglich aus der Tatsache, daß
wir uns vom Zentrum wählen lassen , ein Knecht¬
schafts - , ein Trabanten - , ein Vasallen -
uerhältnts herauskonstruiert . Auch der Herr Abg.
Obkircher ist nicht in der Lage gewesen , einen anderen
Belveis für diese Behauptung zu erbringen als die Präsi¬
dentenwahl . Aber auch dis Präsidentenwahl ist
kein Beweis für ein derartiges Vasallenverhältnis . Denn
wir haben bei dieser Präsidentenwahl nur zum Aus¬
druck gebracht , daß derjenigen Partei der Präsident ge¬
bührt , welche die stärkste ist. Diesen Grundsatz haben
auch die Nationalliberalen ; im Reichstag über ein Jahr¬
zehnt lang befolgt. Wenü nun alle diejenigen , die einen
Zentrnmsmann zum Präsidenten wählen , Trabanten des
Zentrums tvären, dann wären ja die Nationalliberalen
iin Reichstag auch solche ! Sie (zu den Nationalliberalen )
berufen sich immer darauf , daß der B l o ck hier im Land¬
tag ein A r a k ti o n s v e r b a n d ist. Das ist durchaus
unrichtig . Wenn wir uns hier im Landtag Um¬
sehen, da finden wir an den Zimmern die Aufschrift:
„ Fraktion der Demokraten"

, „ Fraktion der Nationallibe¬
ralen "

. Von einer „ Fraktion des Blocks " ist nirgends et¬
was zu sehen . Auch Ihre Abstimmungen, die hier vor
sich gehen , beweisen ja , daß von einem Fraktionsverband
leine Rede sein kann. Ich glaube, wenn man sich die
Abstimmungen des letzten Landtags ansieht, dann haben
die Nationalliberalen viel mehr mit dem Zentrum zu¬
sammen abgestimmt als mit den Linksliberalen , sogar
vei der PräsidenteMvahl haben sie nicht einmal zusam-
niengestinunt. Die einen haben gegen den Sozialdemo¬
kraten gestimmt, die anderen für den Sozialdemokraten .
Also auch tatsächlich ist ein derartiges Verhältnis nicht
verlanden . Ich will nun nicht bestreiten, daß Fälle ein-
treten können , wo man von dem Grundsatz abgehen kann,
das; der stärksten Partei der Präsident gebührt . Ein
Beispiel dafür ist ja die Präsidentenwahl im Reichstag .
Aber die Verhältnisse hier im badischen Landtag sind
ganz andere : W i r werden von den Nationalliberalen —
ich will hier nur von denen außerhalb des Hauses spre¬
chen — stets beschimpft . Das Zentrum aber hat sich
niemals in dieser Weise gegen uns geäußert . In meinem
Wahlkreis wäre es unter keinen Umständen verstanden
worden, wenn ich zugunsten eines nationalliberalen Prä¬
sidenten gestimmt hätte . Ich habe nach der Präsidenten¬
wahl einen einfachen evangelischen Bauern gefragt , was
er denn von dieser Abstimmung halte . Er hat erklärt :
„ Sie haben selbstverständlich ganz recht gehabt, daß Sie
einen Zentrnmsmann znm Präsidenten gewählt haben :
von denn werden Sie wenigstens nicht so gedrückt (Heiter¬
keit ) .

" Sie sehen daraus , welches Empfinden man drau¬
ßen im Lande hat für das Verhältnis , in dem die Na -
tionalliberalen zu uns stehen.

Der Herr Abg . llr . Obkircher hat vor einigen Ta¬
gen aus dem „ Markgräfler Tageblatt " ver¬
schiedene Stellen vorgelesen , überschrieben : „Bündlerische
Wahllügeu "

. In diesem Artikel heißt es : „Die Libera¬
len haben in der Kommission eine Befreiung der Vermö¬
genssteuer für das gewerbliche Kapital bis zu 3000 M .
gefordert . Dieser Antrag kam durch die Stimmen des
Zentrums und der Konservativen zu Fall , und das ge¬
werbliche Kapital ist heute nur bis 1000 M . steuerfrei " .
Tie Behauptung , daß der Antrag durch die Stimmen des
Zentrums und der Konservativen zu Falle kam, kann
nicht wahr sein , weil das Zentrum und die Konservativen
nicht die Mehrheit in diesem Hohen Hause haben . Außer -
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M drm kann ich Ihnen sagen , daß die Abstimmung hier in
diesem Hause derart war , daß gegen den Antrag ge-
stimmt haben das Zentrum , mit Ausnabme des 2lbg .Görlacher, die Nationalliberalen , mit Ausnahme des Abg.Schneider , und die drei konservativen Herren ; für den
Antrag haben gestimmt die Sozialdemokraten , die Herrenvon der demokratischen Fraktion , der Herr Abg. Frühauf ,die Herren Abgg. Görlacher, Schneider und ich . Also istdie Behauptung des nationalliberalen Blattes nicht rich¬tig . Dann heißt es weiter : „Der Baron X . oder I . istmit seinen hundert Schweinen und 50 Ochsen und Kühenim Stalle steuerfrei "

. Auch das ist unrichtig, denn es
müssen landwirtschaftliche Betriebsvermögen von über25 000 M . an besteuert werden, und ein Mann , der 50
Ochsen und 100 Schweine im Stalle hat , hat mindestensein bäuerliches Betriebsvermögen von 25 000 M . Alsoist auch das nicht wahr . Sodann heißt es : „ Der Antragder Liberalen ging dahin , sämtliche Fahrnisse bis 20 000Mark steuerfrei zu lassen , dagegen sollten die ganz rei¬
chen Leute, die vielleicht an Schmuckgegenständen und
kostbaren Bildern allein einen Wert von mehr als 20 000Mark im Hause haben , zur Steuer beigezogen werden.Tie Gegner der Liberalen haben diesen Antrag zu Fallgebracht .

" Wie verhielt sich die Sache aber in Wirklich¬keit ? Der Antrag auf Heranziehung der Haushaltungs¬fahrnisse von mehr als 20 000 M . an ist gestellt wordenvon den Herren vom Zentrum und von dem Abg . Gierich,nicht von den Liberalen . Sie sieht es in Wahrheit aus !Und die ihn zu Falle gebracht haben, waren jedenfallsnicht diejenigen, die ihn gestellt haben (Zurufe ) . Jeden¬falls haben sie ihn nicht zu Falle gebracht , denn sie ha¬ben ihn gestellt gehabt, und warum er zurückgezogenwurde , entzieht sich meiner Kenntnis . (Abg. Or . Ob -
kircher : Dann kann er auch nicht zu Falle gebracht
sein !) Hier steht es aber in Ihrem Blatte , daß die
Gegner der Liberalen ihn zu Falle gebracht haben, hierim „Markgräfler Tageblatt "

, derselben Zeitung , aus derder Herr Abg . Obkircher den Artikel vorgelesen hat , der
überschrieben ist : „Von einer Seite , die mit den Verhand¬
lungen unseres Landtages aufs Genaueste vertraut ist.

"
Es scheint allerdings — ich will das zugunsten des Herrnannehmen , der das geschrieben hat — , daß derselbe mitden Verhältnissen des Landtages nicht „aufs Genaueste"
vertraut ist.

Sodann kommt in dem Artikel die Frage des
z wa n z i g p ro z ep ti g e n Abzuges des
Steuerwerkes bei landwirtschaftlichen
Grundstücken . Die Frage hat ja im Wahlkreisedort eine außerordentlich große Rolle gespielt, und es sol¬len dort zwei Abgeordnete der nationalliberalen Parteierklärt haben, dieser Antrag sei von den Nationallibera¬len gestellt worden und nicht vom Zentrum . Ich will
nicht sagen, wer das war , die Namen wurden mir ge¬nannt . Ich möchte aber zugunsten der beiden Herren an¬
nehmen, daß sie ebenso mißverstanden worden sind , wie
seinerzeit der Abg . Sänger bei der Lahrer Versammlung ,dem ja auch von der „ Badischen Landeszeitung " in den
Mund gelegt tvurde, er hätte dort gesagt, daß der An¬
trag von den Liberalen ausgegangen fei . Die Wahrheit
ist die , daß die Nationalliberalen , mit Ausnahme des
Herrn Abg. Leiser, gegen den vom Zentrum und vom
Abg. Gierich gestellten Antrag auf einen zwanzigprozen¬
tigen Abzug in der Kommission gestimmt haben. Nach¬her haben die Nationalliberalen allerdings selbst einen
Antrag eingebracht, in dem sie dem zwanzigprozentigen
Abzüge nicht nur zustimmten , sondern sogar einen solchenvon 25 Prozent beantragten . Ich habe hierzu gesagt, daß
dieser Antrag lediglich taktischen Rücksichten entsprochen
habe , denn die wirkliche lleberzeugung der Nationallibe¬
ralen kam zum Ausdruck in dem, was der Abg . Binz inder Begründung erklärt hat , daß nämlich ein derartiger

Abzug die größte Ungerechtigkeit darstM « . (« b, . Or.Binz : Das ist nicht wahr !) Das hat der Herr AhzBinz in der Kommission erklärt ! (Abg . I )r . Binz :Das ist nicht wahr !) Jawohl , das ist wahr !
Sodann hat der Herr Abg. Obkircher sich außerordent¬

lich aufgeregt wegen meiner angeblichen Aeußerung über
die Rheinwasserkräfte . Ich habe die Sache ja
letzthin in einer persönlichen Bemerkung richtig gestellt.Was ich im Wahlkreise Schopfheim darüber gesagt habe ,das habe ich auch 1906 in der Kammer hier erklärt . Ich
sagte : „Ich kann auch den Standpunkt des Herrn Bericht¬
erstatters Obkircher nicht teilen , daß auch künftighin noch
Konzessionen an Privatunternehmer erteilt werden sollen .

"
Der Abg . Obkircher hatte sich vorher in diesem Sinne
geäußert . Er nahm auch keine Veranlassung , meine
Worte entgegenzunehmen, sondern hat im Schlußwort
diese seine Ansicht nochmals ausdrücklich bestätigt. Alsokönnen Sie es mir nicht übel nehmen, wenn ich draußenim Lande denselben Standpunkt vertrete , den ich hier
in der Kammer eingenommen habe. (Abg . Or . Obkir -
chir : Und alles andere verschweige und dadurch die
Unwahrheit sage !) Ich habe nicht alles Andere ver¬
schwiegen, sondern ich habe ausdrücklich erklärt , daß der
ganze Landtag auf dem Standpunkte stünde, daß künftig¬
hin Konzessionen nur noch mit Zustimmung des Land¬
tages erteilt werden sollen .

Der Herr Abg . Frühauf hat der lleberzeugung
Ausdruck gegeben, daß an der ganzen Teuerung ,wie sie jetzt besteht , der Zolltarif s ch u l d sei . Wenn
der Herr Abg. Frühauf den Zolltarif genau kennen
würde , müßte er wissen , daß gerade diejenigen Produkte ,für die überhaupt kein Zoll besteht , noch viel mehr im
Preise gestiegen sind als solche Produkte , auf die ein Zoll
gelegt ist . Gerade das Getreide ist mit am aller¬
wenigsten im Preise gestiegen, — es sind durchschnittlichnur 25 Proz . —, und dabei ist der Getreidepreis , wie er
jetzt ist, schon vor dreißig und vierzig Jahren auf dersel¬ben Hohe gestanden. Der beste Beweis , daß der Zoll¬tarif nicht in dem Maße an der Teuerung schuld ist , er¬
gibt sich aus dem Preise der Futtergerste . Der Preis der
Futtergerste ist bedeutend gestiegen , trotzdem der Zoll70 Pfg . weniger beträgt als früher , llebrigens möchte
ich denk -Herrn Abg. Frühauf entgegenhalten , daß anläß -
sich einer Landtagsersatzwahl , die kürzlich in Württem¬
berg stattgefunden hat , auch der demokratische Kandidat
sich auf den Standpunkt gestellt hat , daß die Zölle fürGetreide unbedingt notwendig seien . Er hat erklärt ,er sei für einen Zoll von 5 Mark , und man hat damit agi¬tiert . Es wurde von demokratischer Seite behauptet , daßder Bund der Landwirte einen nur um 26 Pfg . höherenGetreidezoll haben wolle. Es wird ja sonst von links¬liberaler Seite behauptet , die Getreidezölle kämen nurden ostelbischen Junkern zugute , ich möchte den HerrnAbg . Frühauf fragen , ob er glaubt , daß jenen demokra¬
tischen Abgeordneten zu seinem Eintreten für Getreide¬
zölle auch das Interesse der ostelbischen Junker veranlaßthat ? Dann hat ja auch im Reichstage ein demokratischer
württembergischer Abgeordneter erklärt , nämlich der
Schreinermeister Wieland von Göppingen , daß nur durchden Schutzzoll die deutsche Landwirtschaft vor dem ' Unter¬
gänge geschützt Warden sei . Ich glaube'

, daß auch der
Schreinermeister Wieland das nicht im Interesse der ost¬
elbischen Junker erklärt hat .

Der Herr Abg. Frühauf hat davon gesprochen , daßdie nationalliberalen Wähler , besonders die qualitativ
besseren, heute noch ' für den Großblock seien . Ich ver¬mute , daß der Herr Abg . Frühauf unter den qualitativ
schlechteren die bäuerliche Bevölkerung gemeint hat (Wi¬
derspruch ) . Dann ist meine Vermutung unrichtig . Jedenfalls weiß ich soviel, daß die bäuerliche Bevölkerung
nicht für das Großblockbündnis ist (Abg . Frühauf : Es
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»in,me und gescheite Bauern !) . Sehr richtig ! Die
?Miten gehören aber nicht zu denjenigen , di« freisinnig
Men .
*

Kon Seiten des Zentrums ist der Regierung vorgewor-
^ worden , daß sie seinerzeit das Großbl ockbünd -

-
Z gebilligt habe. Es wird sich nur fragen , was man'
wr „Billigung " versteht. Daß die Regierung erklärt

^ daß sie mit dem Großblock einverstanden sei , das
<̂ ,be ich auch nicht . Aber eine Billigung dieses Groß -
^ chündnisses kann darin gesunden werden , daß von
jer Regierung die nationalliberale Partei (die doch die-
B Großblockbündniseinging ) nach wie vor in auffallen -
^ Weise bevorzugt worden ist . Ich brauche bloß daran

erinnern , welcher Partei diejenigen Herren angehören ,
»je seinerzeit in die Erste Kammer ernannt worden sind .'

Ach habe seinerzeit bei der Beratung des Etats der
«Mz hier einen Fall zur Sprache gebracht , bei dem n a -
.
'
jonalliberale Blätter zum Nachteil eines

Kaltes des Bundes der Landwirte ausfallend bevor -
^ gt worden sind. In einem Orte , wo das bündlerische
Min bedeutend mehr verbreitet ist als die beiden na-
ionalliberalen Blätter zusammen , wurde die Veröffent¬
lichung einer Zwangsvollstreckung durch den Notar nur
NN nationalliberalen Blatt zugewendet. Der Herr
ftoatsminister ist damals als Justizminister in anerken¬
nenswerter Weise jedem durch die Sozialdemokratie ge¬
kästen Vorwurf der Parteilichkeit entgegengetreten : auf
jen Vorwurf der Parteilichkeit , den ich hier gegen eine
Mtizbehörde erhoben habe, hat der Herr Staatsminister
kmals nicht geantwortet . Ich nehme selbstverständlich
Mt an , daß das absichtlich geschehen ist . Ich möchte
Malb . damit da gar kein Mißverständnis entstehen
km, len Herrn Staatsminister bitten , sich zu äußern ,
st er diese parteiliche Bevorzugung nationalliberaler
Kötter durch eine Justizbehörde billigt .

Wenn er sie billigen sollte, dann stünde das im Wider-
hrucki mit der Erklärung , die er letzthin abgegeben hat ,
kß er eine Politik im Sinne des alten Kartells für sein
sHeal halte . Wir wünschen selbstverständlich ! nicht , daß
mir gegenüber einer anderen Politischen Richtung bevor-
Pcsi werden , sondern was wir herlangen , ist lediglich
Ueichberechtigung und Gerechtigkeit. Wenn der Herr
Ktaatsminister diese Parteilichkeit billigt , so würde das
M im Widerspruch gegenüber der Ansicht stehen , die der
Reichskanzler vor etwa dreiviertel Jahren geäußert hat
md die dahin ging , daß er die großen Verdienste des
tundes der Landwirte in der Vergangenheit und seine
lohe Bedeutung für die nationale Zukunft unseres Pol -
!es anerkenne ! (Beifall .)
Staatsminister und Minister der Justiz , des Kultus und

Unterrichts Wirkl . Geh. Rat l )r . Frhr . von Dusch :
La der Herr Abg . Schmidt es für gut befunden hat , mich
iirekt aufzusordern , ich müsse mich über etwas , was er
nHer gesagt hat , erklären , kann ich ihm gegenüber mein er -
Äts nur feststellen , daß mir jene Anfrage des Herrn Abg.
schmidt , die anscheinend in der Justizdebatte gefallen
K, überhaupt nicht zu Gehör gekommen oder mir ent¬
gangen ist : das ist entschuldbar, wenn man die Masse des
Ntoffes , der hier bewältigt werden muß , in Betracht zieht,
md wenn man weiter in Bettacht zieht, daß auch bei der
gespanntesten Aufmerksamkeit -einem Minister auch ein¬
mal etwas entgehen kann.

Ganz entschieden aber muß ich mich gegen die Art ver¬
mähren , wie der Herr Mg . Schmidt beliebt hat , diesen
Fall zu behandeln , als wenn ich , falls ich eine ganz be-
stmmte Erklärung nicht ihm gegenüber abgebe, der Par¬
teilichkeit schuldig sei . Mir ist der angezogene Fall über¬
haupt nicht bekannt, und er ist meines Erachtens so unbe-
deutenb , daß nicht der geringste Grund vorliegt , ihn gar
noch jetzt in der Generaldebatte vorzubringen (Zustim¬
mung links) .

Wenn aber der Herr Abg . Schmidt daS Bedürfnis hat ,
den Fall zur Erwägung zu bringen , dann empfehle ich
ihm den Weg, der auch der korrekteste ist : Er möge sich an
das Justizministerium wenden (Sehr richtig !) .

Ich weiß von diesem Fall nichts. Ich weise ganz ent¬
schieden zurück , daß durch die Erörterung eines derarti¬
gen Falles hier vor aller Oeffentlichkeit mir ein Vorwurf
gemacht und mir , wenn auch nur bedingungsweise, Partei¬
lichkeit insinuiert wird (Sehr richtig ! von verschiedenenSeiten ) .

Abg . Bnrckhard (natl . ) : Ich hätte mich nicht zumWorte gemeldet, wenn ich mich nicht dem Herrn Abg . Zehnter
gegenüber zu verteidigen hätte. Es wurde von dem Kan¬
didaten des Bundes der Landwirte im Wahlkreis Schopf¬
heim gesprochen und dabei unter Beziehung auf mich von
Gesinnungslosigkeit oder gar von Wortbrüchigkeit geredet..
Demgegenüber erkläre ich : Picht ich habe meine Gesin¬
nung gewechselt , sondern der Bund der Landwirte und
auch das Zentrum sind, seitdem ich das erste Mal im
Landtag war , anders geworden. In den Statuten des
Bundes der Landwirte war seinerzeit enthalten , daß jeder
Kandidat vor der Wahl lediglich gefragt wurde,
ob er die wirtschaftlichen Interessen des Bundes der
Landwirte vertreten wolle, und , falls er das bejahte,
wurde er vcm Bunde der Landwirte unterstützt.So wurde auch ich im Jahre 1899 vom Bund der Land¬
wirte gewählt und war 4 Jahre lang in diesem Hohen
Hause Vertreter des Bundes der Landwirte . Es wurde
mir damals von den Führern des Bundes gesagt, daß der
vom Bund der Landwirte Gewählte einerpolitischenPartei bei¬
treten könne , weicherer wolle, also den Nationalliberalen, der
Zentrumspartei oder den Konservativen (Abg . vr . Frank :
Oder den Sozialdemokraten ! — Heiterkeit.) Ich wäre
also berechtigt gewesen , einer dieser Parteien beizutreten ,
ich habe aber gesagt, ich bin als Bündler gewählt und
will Bündler bleiben. Als nun die Wahl des Jahres
1903 herankam, wurde mir in einer Vertrauensmänner -
versammlnng des Bundes der Landwirte von Vertrauens¬
männern zur voraussichtlichen Wiederwahl gratuliert , die
Hoffnungen, die sie aus mich gesetzt hätten , hätte ich voll¬
ständig erfüllt, sie wären mit mir zufrieden, sie setzten aber
hinzu , ich solle meinen Entschluß, der liberalen Partei
beizutreten, widerrufen.

In der Justizdebatte ist ja so viel vom gesunden
Menschenverstand die Rede gewesen , nun , ich bin mit
gesundem Menschenverstand, will einmal sagen mit gesun¬
dem Bauernverstand , in dieses Hohe Haus eingezogen .
Ich habe mir die Parteien angesehen , sie in gewissemSinn studiert. Ich habe gefunden, daß ein einzelner
Mann im Parlament überhaupt keinen Wert hat . Ich
habe das Gefühl gehabt, daß man von sämtlichen Parteien ,
auch vom Regierungstisch, über einen einzelnen Mann viel
schneller zur Tagesordnung übergeht als über einen Mann ,
der zu einer größeren oder gar einflußreichen Partei
gehört. Da habe ich mich entschlossen , im Interesse des
Bundes mich der liberalen Partei anzuschließen, weil ich
weiß , daß es in der jetzigen Zeit auch in dieser Partei
sehr viele Agrarier gibt, aber nicht von extremer Rich¬
tung , der ich auch nicht angehöre. Ich habe mit meinem
gesunden Menschenverstände eingesehen , daß es außer dem
Bauern auch noch sehr viele andere Berufsarten im Lande
und Reiche gibt (Beifall bei den Liberalen) , für die man
auch ein Herz haben muß (Sehr richtig ! bei den Liberalen ) .
Ich habe also die liberale Partei als die richtige erkannt,
wobei ich mir das Wort „ liberal "

so auslege , daß damit
die Betätigung der ausgleichenden Gerechtigkeit in größt¬
möglichstem Umfange gemeint ist (Beifall bei den Liberalen).
Ich halte es auch für ganz gut , daß wir den Verfassungs¬
eid in der bekannten Form abzulegen haben (Sehr gnt !
bei den Liberalen) .

*
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Daher bin ich also der liberalen Partei beigetrcten .
Weil ich diesen meinen Standpunkt in der Vertrauens
Männerversammlung nicht widerrufen habe , hat man mir
die Pistole auf die Brust gesetzt , und es hat Herr Neu¬
reicher , der jetzt . hier wohnt , im Gasthaus zur „ Sonne "
in Richen zu mir gesagt : „ Dann können wir Sie nicht
brauchen , dann stellen wir Ihnen einen Gegenkandidaten
gegenüber

"
. Und es wurde auch alsdann ein Gegen¬kandidat in der Person des Herrn Bürgermeisters Ruppaus Reihen aufgestellt . Ich habe den Führern des Bun¬

des der Landwirte erwidert : „ Ich weiß auf Grund der ge¬sammelten Erfahrungen , daß ich im Interesse der Wirt¬
schaftspolitik des Bundes der Landwirte als Angehörigereiner großen Partei mehr erreiche wie als Einzelmann ,daß ich die Lage des Bundes der Landwirte durch dir
Zugehörigkeit zu der liberalen Partei nicht verschlechtere ,sondern verbessere

"
(Beifall bei den Liberalen ) . Es wurde

also ein Gegenkandidat aufgestellt , und ich wurde vom
Bunde der Landwirte und auch vom Zentrum bekämpft ,was vorher nicht der Fall war . Der Gegenkandidat istaber durchgefallen . Das zweite Mal wurde ich wieder
bekämpft . Mein Gegenkandidat ist aber wieder durch -
gesallen . Ich bin also zum dritten Male hier , und ich
habe meinen Beschluß , mich der liberalen Partei anzu¬
schließen , bis heute noch nicht zu bereuen gehabt (Beifallbei den Liberalen ) .

Der Unterschied zwischen früher und jetzt besteht alsodarin , daß man s . Zt . gesagt hat : Man -darf einer Parteibeitreten , welcher man will ; man kann von diesem Rechte
nach Belieben Gebrauch machen . Später aber ist mir
das verwehrt worden .

Jetzt komme ich darauf zu sprechen , daß sich das
Zentrum geändert hat . Im Landtage 1899,1900wurde von dem Herrn Abg . Wacker der Klvsterantrag
gestellt und es wurde beantragt , namentlich darüber ab¬
zustimmen . Der Herr Abg . Wacker war dort gesessen ,wo jetzt der Herr Abg . Hergt sitzt . Ich saß da , wo jetztder Herr Abg . Ihrig sitzt . Bei dieser Abstimmung habe
ich mit einem lauten „ Nein "

geantwortet - Dieser Blick ,den ich damals von dem Herrn Abg . Wacker bekommen
habe , glich einem vollkommenen Bannstrahl . (Große
Heiterkeit . ) Seither datiert die Wendung und wurde ich
seit jener Zeit auch vorn Zentrum bekämpft ; somit ist es
das Zentrum , das seine Gesinnung geändert hat , nicht ich.
Auch folgendes kann zum Beweise dafür dienen , wie sichdas Zentrum geändert hat : Der Herr Abg . Gierich hat
schon aus dem '

letzten Landtage und auch jetzt wieder
seine Stellung zur Klosterfrage dargelegt . Mir gegen¬über hat das Zentrum noch keinen guten Magen gehabt ,es konnte dazumal diese Speise noch nicht verdauen .
Jetzt kann es sie aber verdauen . Ob aber die konservative
Partei Badens gesonnen ist , sich im Zentrumsmageil aufdie Länge der Zeit verdauen zu lassen , das will ich der
Zukunft anheimstellen ( Stürmische Heiterkeit , Beifall ) .

Abg . I ) r . H r i n -> b n r g c r iDem . ) : Wenn es dem
Herrn Abg . Zehnter beliebt hätte , das vollständige An¬
klagematerial . niit dem er gegen unsere Partei
herausrnckm wollte , gleich irr seiner ersten Rede vorzu¬
bringen , so könnte ich mir und dem Hause meine jetzigeRede sparen . Herr Zehnter ist aber nur tropfenweise vor¬
gegangen . Er hat zunächst nur einen Anklagepunkt
hervorgehoben , und erst als unsere Redner gesprochen
hatten , ist er mit dem Rest seines Anklagematerials vor¬
gerückt . Ich möchte das ausdrücklich konstatieren , damit
nicht nachher in der Presse ausgerechnet wird , wie viele
von unserer kleinen Fraktion anmaßenderweise das Wort
ergriffen hätten . Ich bitte , wenn solche Rechnungen
ausgestellt werden , meine Rede , die ich jetzt halte , aufdas Konto des Herrn Abg . Zehnter und seiner Freunde
zu setzen , denen sie allein zu verdanken ist .

Ich muß rinn aber zunächst , so leid es mir tut ,kleine persönliche Bern erkling machen Es lM j sseiner Rede der Herr Abg . Frühaus mich als Märthr .^des neuen Beamtengesetzes hier auf den Tischt
Hauses gelegt (Heiterkeit ) . Daraus ist heute eine tz.
widerung von seiteri des Herrn Finanzministers erfolg,Wenn der Herr Abg . Frühaus vor seiner Rede mir yg .,seiner Absicht Kenntnis gegeben hätte , so hätte ich
gesagt , daß das allerdings eine Meinung von mir wardaß ich aber später bei einem nochmaligen Studj,, ^der Uebergangsbestimnritiigen zur Erkenntnis gekommenbin , daß ich mich das erste Mal in einem Irrtum br-fnnden hatte . Was übrigens die Rechnung betriff , ^der Herr Finanzminister aufgemacht hat und die so große,,Beifall rm Hause gefunden und mir beinahe Gratula¬tionen eingetragen hat (Heiterkeit ) , so möchte ich dochbemerken , daß bei dieser Berechnung auch die bereits abder-diente Zulage mit i» Rücksicht gezogen ist . was doch eigentlich
nicht auf Rechnung des neuenBeanitengesetzes geschrieben
denkaun . Aber ich will über diese persönlichen Sachen hinweg -
gehe » . Ich meine überhaupt , die Einzelheiten des
amtengesetzrs können wir mit Sicherheit in diesem Haust
erst dann behandeln , wenn einmal die Konunissionsbera .
tung darüber hingegangcn und jeder einzelne Paragraph
genau studiert und erklärt worben ist .

Ich will nun auf die Anschuldigungen kommen,die gegen den Herrn Abg . Muser erhoben worden
sind , und zunächst auf die Episode von Offenburg ,wo dem Herrn Abg . Muser das Wort in
einer Zentrumsversammlung verweigert
worden ist . Es ist ein Irrtum , wenn hier gesag ,
worden ist , jene Beschwerde beziehe sich auf einen Vor¬
gang ini Jahre 1907 bei ' der Neichstagswahl . Tat¬
sächlich bezieht sie sich auf einen Vorgang des Jahres
l905 . Es ist das gewiß ein Irrtum . Ich bin recht
froh , daß dieser Irrtum einem Herrn vom Zentrum
passiert ist , denn wenn dieser Irrtum dem Herrn Abg ,
Muser passiert wäre , dann hätten wir zn hören be¬
komme » : „ Da sieht nran , in welcher Weise dieser Kultur¬
kämpfer uns Zentruinsleute bekämpft . Es wird ihm
etwas vorgeworfen , was im Jahre 1905 Passiert ist,und was tut er ? Er wehrt sich dagegen mit der Dar¬
stellung eines Vorganges , der erst im Jahre 1907 Passiert
ist ? " Es ist also im Jahre 1905 gewesen . Man
hat damals dem damaligen Herrn Kandidaten Muser
die schwersten Vorwürfe in der Zentrumspresse und in
Zentrumsversammluligeii in Offenburg gemacht . Es
ist ihm sogar vorgehalten worden , daß er sich um die
Eisenbahnbediensteten in diesem Hanse nicht angenommen
habe . Dafür , wie unberechtigt dieser Vorwurf ist , rufe
ich alle Herren ans , die Gelegenheit gehabt haben , die
Tätigkeit des Herrn Abg . Muser in dieser Beziehung in
diesem Hause zu verfolgen . Herr Muser hat dann , als
auf de » 8 . Oktober 1 »05 eine Zentrunisversammlung in
Offenbnrg ei : ' berufen wurde , angefragt , ob er in dieser
Versammlung das Wort bekommen könnte , und darauf¬
hin ist ihm zunächst telephonisch von seinem Gegen¬
kandidaten und später auch schriftlich von dem Vorsitzen¬
den des Zentrumskomitees , Herrn Stefan , mitgeteilt
worden , daß er das Wort nicht bekommen könne , weil
die Zentruuispartci in der Versammlung ihre eigenen
Angelegenheiten zn besprechen habe . Am 10 . Oktober ,
also nach der Versammlung , ist dann in der „Offenburger
Zeitung " der Brief des Herrn Abg . Muser veröffentlicht
und hinzugefngt worden , Herr Stefan als Vorsitzender
des Wahlkomitees habe das Ersuchen des Herrn Muser
ans gute » Gründen abgelehnt , und es hat Hann weiter
geheißen , Herr Stefan habe den Vorsitz übernommen
und habe den Brief des Herrn Muser und die Entschei¬
dung darüber der Versammlung unterbreitet . Die Ver¬
sammlung habe ebenfalls das Ansinnen des Herrn Muser
zurückgewiesen . Also trotz der schwersten Beschuldigungen ,
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i der« Herrn Muser entgegengeschleudert worden sind ,
n man ihm die Gelegenheit verweigert , in einer Ver -

tznimlung . die ausdrücklich als „ Wählerversammlung "
bezeichnet war und zu der die „Wähler " Offenburgs
Ungeladen waren , das Wort zu ergreifen und sich zu
wehren .

Was nun die angebliche Fälschung der Worte
des Herrn Abg . Zehnter betrifft , deren sich Herr
Milser in seiner Schrift schuldig gemacht haben soll, so
liegt die Sache , nachdem uns nun das Material von
Herrn Zehnter vorgeführt worden ist, außerordentlich
M . In den Worten des Abg . Zehnter , die Herr
Mser angeführt hat , wird ausgeführt , daß das Lexikon
der Görres - Gesellschaft eine Quelle für die Anschauungen
der Zentrumspartei ist ; in diesem Lexikon könne man
die Anschauungen der Zentrumspartei wiederfinden . Es
kam Herrn Muser daraus an , das festzustellen , um eben
damit zu begründen , warum er dieses Lexikon als Grund¬
lage seiner Beurteilung des Zentrums benütze . In der
Zwischenbemerkung , die Herr Muser nicht angeführt hat ,
sacht dann Herr Zehnter weiter zu beweisen , daß diese
Görres - Gesellschaft eigentlich auf ganz modernem Stand¬
punkt stehe, daß sie zwar nicht immer ihr Programm
ganz habe durchführen können , aber ihr Bestreben sei,
den modernen Standpunkt zum Ausdruck zu bringen .
Das ist eine Beurteilung der Görres - Gesellschaft durch
den Herrn Abg . Zehnter , die aber durchaus nicht das
aufhebt, was er in der ersten Aeußerung gesagt hat .
»Mn kann nun der Meinung sein, daß die Görres -
Gesellschaft auf modernem Standpunkt stehe oder daß
sie nicht auf modernem Standpunkt stehe. Jedenfallswird das , worauf es Herrn Muser ankam , daß nämlich
nach Herrn Zehnter das Lexikon der Görres -Gesellschaft
gewissermaßen eine Fundgrube für die Anschauungen
des Zentrums ist, durch diese Zwischenbemerkung in
keiner Weise aufgehoben . Wäre die Deutung , die Herr
Zehnter dieser Zwischenbemerkung gibt , richtig , so hätte
die ganze Zehntersche Ausführung keinen Sinn
mehr . Denn wenn diese Zwischenbemerkung be¬
sagen wollte , daß man sich nicht auf das
Görres - Lexikon berufen dürfe , so wäre ja der
Sinn der Ausführungen , allen rhetorischen Beiwerks
entkleidet , einfach der : „ Das Lexikon der Görres -Gesell¬
schaft gibt die Anschauungen der Zentrumspartei wieder ;die Anschauungen , die darin zum Ausdruck kommen ,
sind aber nicht tatsächlich die Anschauungen der Zen¬
trumspartei , denn sie sind veraltet "

. Uebrigens , was
das „veraltet " betrifft , muß ich doch darauf Hinweisen :So sehr veraltet kann sie doch auch die erste Auflage
nicht sein . Man könnte das vielleicht sagen , wenn die
erste Auflage 50 oder 100 Jahre vor der zweiten er¬
schienen wäre . Dann könnte man sagen , in dieser Zeit
haben sich die Anschauungen so gewandelt , daß für das ,was damals geschrieben worden ist, das heutige Zentrum
jetzt nicht mehr verantwortlich gemacht werden kann .Aber die erste Auflage ist im Jahre 1897 vollendet
worden und die zweite im Jahre 1900 begonnen wor¬
den. (Zuruf : 19o2 . ) Also 1902 begonnen worden .So groß ist also wahrhaftig der Zwischenraum nicht ,daß in dieser verhältnismäßig kurzen Zeit ein
vollständiger Wechsel in den Anschauungen des
Zentrums vor sich gegangen sein kann ,llnd es geht wirklich nicht an , nun das , was in der
ersten Auslage , also bis 1897 , geschrieben worden ist, miteiner eleganten Handbewegung als veraltet beiseite zuschieben . (Abg . Muser : In der 2 . Auflage steht
wesentlich dasselbe !) (Abg . vr . Zehnter : Dann hätteman nicht eine zweite herausgegeben I) (Abg . Muser :Das sind doch Wortklaubereien ! ) Ich glaube dainit
genug gesagt zu haben . Ich glaube aber auch sagen

'
zudürfen : Es ist wirklich unerhört , auf Grund dieses

Anklagematerials , das ich der Beurteilung des ganzen

Hauses unterbreite , einen so schweren Vorwurf gegenden Herrn Abg . Muser zu erheben , wie er außer dem
Hause und vom Herrn Abg . Zehnter auch innerhalb
dieses Hauses erhoben worden ist. (Zuruf : Sehr richtig ! )Es scheint mir , daß dabei aus dem Herrn Abg . vr .
Zehnter mehr der unter allen Umständen auf eine Ver¬
urteilung erpichte Staatsanwalt als der unparteiische ,gerecht abwägende Richter gesprochen hat . (Abg . vr .
Binz : Ein ordentlicher Richter macht es auch picht so !)
(Abg . vr . Zehnter : Wir sind hier weder Staatsanwalt
noch Richter !) (Abg . Muser : Das Letztere hat man
gemerkt !)

Ich komme zu einem andern Punkt , wegen dessen icheigentlich das Wort ergriffen habe . Es handelt sich umden Beweis , den der Herr Abg . Zehnter dafür an¬
zutreten versucht hat , daß die linksliberalen Par¬teien , feit sie im Blocksind , ihre Grundsätze
„ verbogen " hätten , mit qnderen Worten , daß sie ihren
Grundsätzen untreu geworden seien. Der Herr Abg .
Zehnter hat zuerst als Beweis dafür die Haltung der
Linksliberalen in der Kolonialfrage angeführt . Der
Herr Abg . Frühauf hat ihm darauf das Geeig¬nete und Zweckdienliche gesagt , und auch durch seine -
Erwiderung ist es dem Herrn Abg . Zehnter nicht ge¬lungen , das , was ihm von Herrn Frühauf gesagt worden
ist, zu widerlegen . Berechtigt wäre die Anklage nur
gewesen, wenn die linksliberalen Parteien jemals erklärt
hätten , sie seien unter allen Umständen grundsätzlicheGegner der Kolonialpolitik . Das haben die Linksliberalenaber nie erklärt ; sie haben immer , wenn sie gegnerisch
gegen unsere Kolonialpolitik aufgetreten sind, gesagt : „ DieArt und Weise , wie bei uns Kolonialpolitik gemachtwird , gefällt uns nicht, wir halten sie für verkehrt , wir
können sie nicht unterstützen . Wir werden aber , sobaldeine unseren Grundsätzen entsprechende , auf modernen
kaufmännischen Prinzipien aufgebaute Kolonialpolitik be¬
trieben würde , auch unsere gegnerische Stellung dazuaufgeben "

. Und nun glaube ich , wäre es gegenüberunserer bisherigen Haltung geradezu pflichtvergessen ge¬wesen, wenn in jenem Augenblick, wo die Regierung den
guten Willen zeigte, diese Grundsätze durchzuführen , wo
sie wenigstens einen Mann an die Spitze der Verwaltung
gestellt hat , der die Hoffnung erwecken konnte , daßdie Kolonialpolitik nun auf eine bessere Grundlage
gestellt wird , die Linksliberalen der Regierung die Mittel
versagt hätten , den ehrlichen Versuch mit diesem neuenManne und dieser neuen Kolonialpolitik zu wagen .

Dann hat der Herr Abg . Zehnter , als diese Frageabgetan war , unsere Stellung zu den Militär¬
fragen angeführt . Er hat gesagt , wir hätten früherimmer den Militarismus bekämpft , und jetzt seien wir
geneigt , militärische Bewilligungen zu machen . Der HerrAbg . Zehnter hat da dieselbe Verwechslung begangen ,die früher sehr oft von anderer Seite uns gegenüber
begangen worden ist. Er hat deutsche Wehrmacht ,deutsches Heer und Militarismus verwechselt .Das ist aber ein großer Unterschied . Wenn wir das
bekämpfen , was man Militarismus nennt , so bekämpfenwir noch lange nicht das ' deutsche Heer und noch langenicht die Wehrhaftmachung unseres deutschen Vaterlandes .Wir haben von jeher immer erklärt : „Was not¬
wendig ist zur Wehrhaftmachung des Vaterlandes ,wollen wir bewilligen .

" Ich erinnere daran , daßauch 1887 in der Septennatsfrage die damalige
Reichstagsmehrheit , die man die Mehrheit Windthorft -
Richter zu nennen Pflegte, gewillt war , „ jeden Mannund jeden Groschen " zu bewilligen , aber sich geweigerthat , die Bewilligung auf länger auszudehnen als aufeine Legislaturperiode , weil sie darin eine Beschränkungdes Budgetrechts des nachfolgenden Reichstags sah .
Dieses Beispiel allein schon kann zeigen, daß es nie in
unseren Grundsätzen gelegen haben kan » , jede For -
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derung für Heer und Flotte von vornherein abzulehnen.
Wie wenig das jemals die Meinung unserer Partei
gewesen ist, können Sie auch aus folgendem ersehen :
Sie kennen doch wohl Herrn Blumenthal in Colmar ,
den früheren Reichstagsabgevrdneten , der durch die merk¬
würdige Haltung der Straßburger und Colmarer Sozial¬
demokraten zu Gunsten von Zentrumskandidaten aus
dem Reichstag verdrängt worden ist. Die sozialdemo¬
kratischen Wahlkomitees haben vor der Stichwahl erklärt,
sie würden für ihn stimmen, wenn er sich verpflichte ,keiner Heeres- und keiner Flottenvermehrung jemals zu¬
zustimmen. Nun steht Blumenthal doch gewiß auf dem
linken Flügel der Deutschen Volkspartei, und wenn
irgend einer von uns einen so radikalen Standpunkt
hätte einnehmen können , so wäre das gewiß Blumenthal
gewesen . Aber obgleich sein Mandat daran hing, hat er
erklärt, ein solches Versprechen kann ich unter keinen
Umständen geben , weil das nicht in Einklang mit meiner
Ueberzeugung zu bringen ist (Abg . Frühauf : Sehr
gut !) . Daraus sehen >L-ie , daß es durchaus nicht unser
Standpunkt ist, Militärausgaben nicht zu bewilligen,und wenn wir sie bewilligen , dann bewilligenwir sie deshalb , weil wir die Ausgaben für be¬
rechtigt halten , und nach denselben Grundsätzenwerden wir auch in aller Zukunft verfahren . Von
einer „ Verbiegung " der Grundsätze kann somit
nicht die Rede sein . Die Tatsache übrigens , daß die
deutsche Reichsregierung bei den Militärforderungen auch
auf die Linksliberalen Rücksicht nehmen muß , hat doch
schon eine gewisse Frucht getragen : Die früheren Flotten¬
vorlagen waren gewöhnlich so saftig und inhaltsreich,
daß der Flottenverein jeweils in alle Trompeten hinein¬blies, um sie zu empfehlen . Diesmal nimmt der Flotten¬
verein eine andere Stellung ein , er ruft ins Land hin¬aus, die Regierung verlange nicht genug für die Flotte ,
es müßte viel mehr verlangt werden . Das ist doch
wohl eine Folge davon, daß die Reichsregierung — eben
mit Rücksicht auf den linken Flügel des Blocks — ihre An¬
forderung in engeren Grenzen gehalten hat als früher .

Ein weiterer Anklagepunkt geht darauf hinaus : Eugen
Richter habe sich einmal darüber beklagt , daß die Ent¬
scheidung über die letzte Gestaltung der Gesetzentwürfe
in die Kommissionen verlegt sei, während das eigentlich
in das Plenum des Reichstags gehöre . Heute aber er¬
führen diese Gesetzentwürfe ihre endgültige Gestalt in
gewissen geheimen Seancen , wie sie in Norderney statt¬
gefunden haben. Ich glaube, der Herr Abg . Zehnter
ist doch ein so gewiegter Parlamentarier und Politiker ,
hat im Zentrum in dieser Beziehung gewiß eine sehr
gute Schule genossen , daß er wissen kann, daß die end¬
gültige Gestaltung irgend welcher Gesetzentwürfe doch
wahrhaftig nicht in Norderney in jenen Konferenzen
zwischen dem Reichskanzler und einzelnenParlamentariern
festgelegt worden ist . Er wird doch wohl nicht
glauben , daß die Herren sich dort hingesetzt, die Ge¬
setzentwürfe vorgenommen und dann deren endgül¬
tige Gestalt festgesetzt haben ! Das liegt doch auf
der Hand , daß dort gar nicht anders besprochen worden
sein kann als gewisse große allgemeine Umrisse
der Politik , welche der Reichskanzler mit dem
Block für die Zukunft machen wollte. Und solche
Besprechungen des leitenden Staatsmannes über
die allgemeinen Richtlinien der Politik verstoßen
doch ganz ^gewiß nicht gegen den konstitutionellen
oder den parlamentarischen Geist . Im Gegenteil, man
hat früher der Regierung (meines Erachtens mit Recht )
Vorwürfe darüber gemacht , daß sie vor der Einbringung
von wichtigen Gesetzentwürfen sich so gar nicht über
die Stimmung verlässige, die in der Mehrheit des Reichs¬
tages herrsche , und daß sie dadurch sehr oft wichtige
Vorlagen der Gefahr der Zurückweisung ausgesetzt habe .
In diesen Konferenzen kann also gewiß kein Vorstoß

gegen die bisherigen Grundsätze unserer Partei gesund,,werden. Auch diese Vorwürfe zerfallen bei einer genau,,und ruhigen Prüfung in nichts. Es ist natürlich auz,
nicht so . wie der Herr Abg . Pfeiffle gemeint hat, ^
damals nach jener bekannten Szene im Reichs,^
die Führer der Blockparteien „ den Rütlischwur geleist«
hätten, daß sie nie mehr Opposition machen würden-
Wer hat denn dem Herrn Abg . Pfeiffle einen solchen una^
heuren Bären aufgebunden ? (Heiterkeit.) Glaubt er wirklich
daß sich irgend eine Partei herbeiläßt , dem ReichskanzlA
zu versprechen , nie mehr Opposition zu machen ? (Ah,
Pfeiffle : Im Reichstag wurde das doch ausdrücklich
ausgesprochen.) Es wird im Reichstag manches ausge¬
sprochen , was doch nicht wahr ist . ( Abg . Pfeiffle : Wie¬
derholt, ohne Widerspruch! ) Herr Kollege Pfeiffle
machen Sie doch keine Geschichten ! (Heiterkeit.)

Die Anklagen, daß wir unsere Grundsätze preisgegeben
hätten, sind also hinfällig . Der Block ist ein Versuch,der gelingen kann oder auch nicht gelingen kann, aber

'
das darf man nicht sagen, daß diese Politik uns dazu
gebracht hätte, unsere Grundsätze aufzugeben. Dieser
Vorwurf ist von Herrn Abg . Zehnter erhoben worden
aber einen Beweis hat er nicht dafür gebracht , und wenn
Herr Zehnter eine solche Behauptung nicht zu beweisen
imstande ist, dann wird ein Anderer erst recht nicht
dazu imstande sein.

Ich muß noch eine kurze Bemerkung über den An¬
trag des Herrn Kollegen Frühauf wegen der An¬
leihepolitik machen . Nach einer Besprechung sich
wir dahin gekommen , den Antrag zurückzustellen , bis die
endgültige Gestaltung des Etats uns zeigt, ob eine Not¬
wendigkeit dazu vorhanden ist, und wozu die freiwerden¬
den Mittel verwendet werden können .

Zum Schluß möchte ich nur noch einige Worte übri
die Tabakssteuer sagen , es möchte mir sonst , de
ich doch das Wort ergriffen habe, übel ausgelegt werden ,
wenn ich stillschweigend über diesen Punkt hinweggehe.
Auch ich habe einen Bezirk zu vertreten , der an dieser
Steuer sehr lebhaft interessiert ist . Der Tabakbau ist
in meinem Bezirk von größter Wichtigkeit , aber auch die
Tabakindustrie spielt dort eine große Rolle, insbesondere
auch auf dem Platten Lande. Da befinden sich in einer
ganzen Anzahl von Orten kleinere Tabakfabriken, die
eine recht ansehnliche Summe von Bargeld , das der
Bauer sehr gut brauchen kann, ins Ort bringen . Das
Eingehen dieser Geldquelle würde für das wirtschaft¬
liche Gedeihen dieser Orte recht empfindlich sein . Ich
meine , die Regierung sollte alles daran setzen,
um eine solche drohende Gefahr von der Taba!-
industrie und der tabakbauenden Bevölkerung fernzuhalten .
Es wird uns allerdings gesagt , die Sache wird nicht sr>
schlimm werden, es wird so gemacht werden, daß die
Tabakbauern und auch die Tabakindustrie von jedem
Schaden vollständig frei bleiben . Vorher wird das immer
so gesagt ; ich bin auch überzeugt, daß die Herren dir
besten Absichten dabei haben, aber wie die Sache nachher
ausschauen wird , wenn die Steuer eingeführt sei»
wirb, das weiß kein Mensch und das kann auch nie-
manb mit Sicherheit Voraussagen. Bei der Wichtigkeit ,
die die Tabakindustrie und der Tabakbau in unserer
Lande haben , wäre die badische Regierung also zu
doppelter Vorsicht verpflichtet , und auch ver¬
pflichtet , energisch darauf hinzuwirken , daß der alir
Schlachtruf , der jedes Mal ertönt , fwenn man aus
die Suche nach neuen Steuern geht : „ Der Tabu!
muß mehr bluten ! " ein Ende nimmt . Schon die ständig !
Beunruhigung, die immer und immer wieder in unseren
Tabakbau und unsere Tabakindustrie gebracht wird, ist
sehr schädlich. Die Negierung sollte daher im Bundesrat
auch dahin wirken, daß man endlich einmal den Tabal
in Ruhe läßt unb nicht immer wieder das Damokles¬
schwert einer neuen Steuer über ihn aufhängt .
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- Kdg. Or . Obkircher (natl .) : Ich habe mich ganz
^ schließlich zum Wort gemeldet , um dem Herrn Abg .
Schm id t - Breiten eine kurze Erwiderung auf seine
Ausführungen , die er vorhin und früher in seiner per¬
sönlichen Bemerkung gemacht hat , zu geben . Wer die po¬
lnische Tätigkeit des Herrn Abg . Schmidt -Breiten hier
im Hause und draußen im Wort und in der Presse auch
nur einigermaßen verfolgt hat , muß zu der Ueberzeu -
gung gekommen fein , daß der Herr Abg . Schmidt -Bretten
Politik mit Agitation verwechselt . Seine ganze
Tätigkeit hat lediglich agitatorischen Zweck und agitato¬
rischen Charakter . Die wenigen Worte , die er vorhin
gesprochen hat , werden von ihm nach meiner Vermutung
jetzt bereits korrigiert , damit sie morgen schon in der
Presse erscheinen . Die Ausführungen , die chm entge¬
gengehalten werden , kommen bei Wiedergabe feiner par¬
lamentarischen Tätigkeit in sehr bedenklicher Weise zu
kurz . Der agitatorische Charakter und Zweck seiner , wie
er glaubt , politischen Tätigkeit ist in den letzten Wochen
in ausgeprägter Weise bei der Arbeit zum Vorschein ge¬
kommen, die er in dem Wahlbezirk Schopfheim -
Schönau entfaltet hat . Dort ist er nach den Mittei¬
lungen zuverlässiger Gewährsmänner in Versammlun¬
gen mit Behauptungen umgegangen , die im Widerspruch
mit den wirtlich vorgekommenen Tatsachen stehen . Er
ist im Zusammenhang seiner dortigen Reden darauf aus¬
gegangen , der Wählerschaft darzutun , daß die national -
liberale Partei in ihrem ganzen Tun und Trachten dar¬
aus abhebe , nur die Großen , insbesondere die Grotzkapi -
talisten zu bevorzugen und den Mittelstand in Landwirt¬
schaft und Handwerk und ' den sogenannten kleinen Mann
zu benachteiligen . Der Zweck seiner ganzen Ausführun¬
gen ist, wie gesagt , agitatorischer Natur , und
die Ausführungen befinden sich im Widerspruch mit den
wirklichen Tatsachen . Ich greife von diesen Tatsachen
heute nur drei heraus , aus die ich in jener persönlichen
Bemerkung von vorgestern auch schon kurz zu sprechen
gekommen bin .

Diese drei Dinge sind folgende : Er hat uns einen Vor¬
wurf daraus gemacht , daß wir einem Antrag , der
in der Vermögenssteuerkommission gestellt
war , an dem Schätzungswert der klassifizierten Grundstücke
20A > in Abzug zu bringen , nicht zugestimmt hätten . Herr
Abg . Schmidt -Bretten , der soeben wieder eingetreten , nickt
mir freundlich zu — weil das nämlich richtig ist . Aber das
andere hat er verschwiegen ! (Abg . Schmidt -Bretten :
Nein , das habe ich - nicht verschwiegen !) Und darum mache
ich ihm den Vorwurf : Er verschwieg , daß durch unsere
Partei ein neuer Gedanke in das Gesetz hineingekommen
ist, der eben gerade keine andere Bestimmung hatte , als
die, den Mittelstand und den kleinen Mann in der hand -
wirtschaftlichen Bevölkerung zu schützen (Sehr richtig ! bei
den Nationalliberalen ) . Jener Gedanke ist in dem zwei¬
ten Absatz des 8 31 des Vermögenssteuergesetzes Gesetz
geworden , wo bestimmt ist, daß an dem Schät¬
zungswert der klassifizierten Grundstücke und der einzeln
geschätzten Hofgüter Abzüge gemacht werden sollen , aber
nicht , wie das Zentrum und die Konservativen wollten ,
gleichmäßige Abzüge von 20 Prozent bei jedem beliebi¬
gen Schätzungswert , sondern nur bei denjenigen Be¬
sitzern, die Grundstücke im Schätzungswerte bis zu 80 000
Mark hatten . Die Großgrundbesitzer sollten
nach unserem Antrag eben nicht mit diesem Abzug von
20 Prozent bevorteilt werden , weil das nach unserer An¬
schauung nicht dem Bedürfnis , auch nicht der Gerechtig¬
keit entsprach (Abg . Or . Binz : Sehr gut !) .

Wir haben diesem Gedanken weiter darin Ausdruck ge¬
geben , daß der Abzug auch da , wo er an dem Schätzungs¬
wert der klassifizierten Grundstücke gemachte werde , nicht
gleichmäßig mit 20 Prozent vom Schätzungswert
statlfinden solle , sondern abgestuft in der Weise , daß der
Abzug zwischen 60 000 und 80 000 M . Schätzungswert

nur 10 Prozent , zwischen 40 000 und 60 000 M . 15 Pro¬
zent , zwischen 15 000 und 40 000 M . 20 Prozent , und
bei den übrigen Schätzungsiverten unter 15 000 M . 25
Prozent betragen solle. Sie erkennen , wie durch unser
Vorgehen gerade der Gedanke Gesetz geworden ist , daß
der Großgrundbesitzer , der keineswegs in der
Weise , wie es vom Zentrum und den Konservativen gel¬
tend gemacht worden ist, schutzbedürftig ist, nicht bevor¬
zugt , der geringere Besitz jedoch bevorzugt
werden sollte , und Koax nicht in gleichheitlicher Weise ,
sondern nach unten steigend . Soviel über die
klassifizierten Grundstücke .

Der zweite Punkt betrifft die land¬
wirtschaftlichen Betriebsfahrnisse . Der
Steuerwert der landwirtschaftlichen Betriebsfahr¬
nisse ist durch das Gesetz ermäßigt worden . Wir
hatten beantragt , diese Ermäßigung eintreten
zu lassen bei einem Gesamtwert von 50 000 bis
ausschließlich 40 000 M . um 20 Prozent , bei einem Ge¬
samtwert von 40 000 bis 30 000 Mark um 40 Prozent ,
bei einem Gesamtwert von 30 000 bis 20 000 Mark herab
um 60 .Prozent . Das Betriebsvermögen eines Steuer¬
pflichtigen sollte nicht veranlagt werden , wenn es insge¬
samt den Wert von 20 000 Mark nicht übersteigt . Diese
Bestimmung ist durch die nationalliberalen Mitglieder
der Vermögenssteuerkommission angeregt worden und ist
zwar in veränderter Form , aber nach dem Grundgedan¬
ken auf unsere Anregung in das Gesetz hineingekom¬
men . Wie unter diesen Umständen der Herr Abg -
Schmidt -Bretten draußen in jenem Wahlbezirk dazu kom¬
men konnte , uns den Vorwurf zu machen , daß wir den
mittleren und den kleinen Mann nicht hätten schonen
wollen , ist mir bei unserem ganzen Verhalten zur Vor¬
lage eines Vermögensstenergesetzes unerfindlich . Es ist
mir aber völlig unfaßbar , wie er den Mut
haben konnte , diesen Standpunkt auch hier in dieser»
Hause noch festzuhalten . Er hätte die Verpflichtung ge¬
habt , nachdem jenes Zwischenspiel in den persönlichen
Bemerkungen vorgekommen ist, sich noch einmal über die
Tatsachen zu verlässigen und dann sich zu bemühen , die
Tatsachen in ihrer richtigen Form darzustellen . Aber
nicht nur das hat er unterlassen , sondern er hat heute
sogar die ungeheuerliche Behauptung ausge¬
stellt , unser ganzes Verhalten in dieser Frage sei nicht
von unseren Uebsrzeutzungen diktiert gewesen ,
sondern diktiert von taktischen Erwägungen .
Es gibt keinen parlamentarischen Aus¬
druck , um einem solchen Verhalten mit der nötigen
Schärfe entgegenzutreten . Sie erkennen aber vielleicht
an dem Ton , in dem ich spreche, welche Gefühle in mir
ringen und welchen Gefühlen ich am liebsten Ausdruck
verleihen möchte.

Ganz dasselbe ist zu sagen über die Ausführungen , die
Herr Abg . Schmidt -Bretten auch heute wieder bezüglich u n -
seres Verhaltens zu der Frage der Was¬
serkräfte zu wiederholen die Stirne gehabt hat . Ick)
wiederhole , was ich in einer persönlichen Bemerkung be¬
reits früher gesagt habe : Jeder , der Ohren hat , zu hören ,
und Augen , zu sehen, der mußte seit vier Fähren aus un¬
serem Verhalten , speziell aus meinem Verhalten hier im
Hause erkennen , daß unser Bemühen dahin ging ,
den Nutzen aus den im Lande vorhandenen Wasserkräften
der Allgemeinheit zuzuführen und der Absicht der Regie¬
rung , diese Wasserkräfte mehr und mehr durch ' Verge¬
bung an Private Privatkapitalisten zuzuführen , entgegen¬
zutreten . Wir sind dem entgegengetreten und haben mit
unserer Haltung auch schon einen teilweisen Erfolg ge¬
habt ; was aus diesem Landtage weiter in dieser Richtung
geschehen ist , liegt genau in derselben Linie .

Wenn im Verlaufe dieser weitschichtigen Angelegen¬
heit in meinem Kommissionsberichte vom letzten Land¬
tage , der gedruckt vorliegt , ausgeführt worden ist , wir
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Wellten dem nicht entgegentreten , daß in einzelnen Fäl¬len Wasserkräfte auch au Private konzessioniert werden , sosteht das mit unserem Gesamtbestrehen keineswegs im
Widerspruch. Wir haben uns damals der Lage gegen¬über befunden, daiß die Großh . Regierung in ihren Ver¬handlungen mit einzelnen Konzessionären schon weit vor¬geschritten war , und daß dem nicht mehr wohl entgegen-gctreten werden konnte, lind in dem Zusammenhängelmbe ich gesagt : Man könne da nicht mehr Eingreifen, undman müsse seine Aufmerksamkeit auf die zukünf¬tige Entwicklung richten . Und was von der zukünfti-gen Entwicklung gewollt und von uns Wie von mir spe¬ziell angeftrebt war , war eben, , der Allgemeinheitden Nutzen aus diesen Wasserkräften zu¬zuführen und . die Vergebung in private Hände zuverhindern .

Gleichwohl findet der Abg . S ch m i d
' t - Breiten denMut , auch heute wieder so zu verfahren , daß er sich ausdem großen Umfange meiner gesamten Aeußerungen zudieser Frage einen einzelnen Satz herausgreift , auf diesendie alleinige Aufmerksamkeit des Publikums richtet unddadurch den Anschein erweckt, als ob das Vorgehen denZweck hätte , die Großkapitalisten zu bevorzugen. Tiefeganze Taktik des Herrn Abg. Schmidt-Breiten ist inne r-lich unwahr und hat den Zweck, den ich im Eingängemeiner Worte gekennzeichnet habe. Sie hat lediglicheinen agitatorischen Zweck , der verfolgt wirdauf eine Weise , die sich nicht verträgt mit dem , was ichfür richtig halte , und was von uns als Vertretern desVolkes , die Gutes wollen , auch verlangt werden muß .Daß sich der Abg . Schmidt -Breiten in diesem Verhaltennicht in unsere Reihen einfügt , wenn er in dieser seinerWeise der öffentlichen Tätigkeit nachgehen will , kann ichnicht hindern . Leider muß ich konstatieren, daß er sichdarin nicht in unseren Reihen befindet ! (Lebhafter Bei¬fall bei den Nation «,lliberalen) .

Abg . Schmidt - Breiten (B . d . Ldw.) : Der HerrAbg . Obkircher hält sehr gern Moralpauken , besonderswenn es sich , wie hier, um Leute handelt , die auf der
Gegenseite sitzen . Ich habe hier vorhin verschiedene Stellenaus dem „ Markgräfler Tageblatt"

vorgelesen, in denen
Verdienste für die nationalliberale Partei in Anspruch
genommen werden , auf die sie kein Anrecht hat . Eswürde der Gerechtigkeit entsprechen , Herr Abg . Obkircher ,wenn Sie Ihre Moralpauken auch einmal gegen dieeigene Partei richteten (Sehr richtig ! beim Zentrum .)Das wäre sehr notwendig , denn ich habe hier Verschiedeneskonstatiert, was in dem „ Markgräfler Tageblatt" mit der
Ueberschrist „ Bündlerische Wahllügen "

steht, was der
Wahrheit nicht entspricht . Warum sprechen denn Siedarüber nicht? (Abg . vr . Obkircher : Ich kämpfenur gegen die Unmoral !) Wenn aber von national¬liberaler Seite Unwahrheiten im Wahlkampf verbreitet
werden , die wollen Sie nicht bekämpfen . die lassen Sie
geschehen ! Das ist Ihre Moral ! (Abg . vr . Obkircher:Das ist eine Beleidigung !)

Präsident Fehrenbach (unterbrechend ) : Wenn eseine Beleidigung des Herrn Abg . vr . Obkircher gewesenwäre , so wäre der Präsident verpflichtet gewesen , einzu¬
schreiten . Ich habe das nicht so aufgefaßt ; der Herr
Abg . vr . Obkircher möge auch bedenken , daß er sich in
sehr scharfen Wendungen gegenüber dem Herrn Abg.Schmidt -Breiten ergangen hat , die ich auch nicht zurück¬
gewiesen habe , und er wird mir recht geben , wenn ichder Meinung bin , daß die Wendung , die der Herr
Abg . Schmidt -Breiten gebraucht hat , nicht kräftiger warals seine eigenen Ausführungen .

Abg . Schmidt - Breiten (fortfahrend) : Der Herr Abg .
Obkircher hat vorhin glauben machen wollen , als ob ich
hinsichtlich des 20prozentigen Abzugs an dem Steuer¬
werte der landwirtschaftlichen Grundstücke irgend etwas

Unwahres gesagt hätte . Das ist nicht richtig , sonder«ich habe erklärt : „ Als vom Zentrum und dem konser¬vativen Abgeordneten Gierich in der Kommission derAntrag auf einen LOprozentigen Abzug gestellt wurdewurde dieser Antrag von nationalliberaler Seite be¬kämpft und wurde dann mit den nationalliberalen , denlinksliberalen und den sozialdemokratischenStimmen gegendie Stimmen des Zentrums, des konservativen Abg. Gierichund des Abg . Leiser abgelehnt .
" Damit hatte die Sachtzunächst ihr Bewenden . Ich habe aber dann regelmäßigin allen Versammlungen hinzugesetzt : „ Nach etwa 14 Tagenkamen die Nationalliberalen mit einem Antrag , worinsie einem 20prozentigen Abzüge zustimmten und für Ver¬mögen unter 15 000 M . sogar einen Abzug von 25 «j,verlangten .

" Das habe ich in keiner einzigen Versamm¬lung verschwiegen, sondern regelmäßig betont. Aber ichhabe gesagt : „ Man wird jetzt damit kommen und sagen:Seht, wie wir, die Nationalliberalen, für die kleinenBauern gesorgt haben .
"

(Abg . vr . Obkircher : Ach so !)Das ist auch meine Ueberzeugung . Denn ich bin über¬
zeugt, daß (zu den Nätionafliberalen) Ihre wahre Ueber¬
zeugung damals zum Ausdruck gekommen ist, als Sie
gegen den zwanzigprozentigen Abzug gestimmt haben. Daist kein Wort davon gefallen , daß man diesen Abzug des¬
wegen ablehne, weil Abstufungen gemacht werden sollten!Das sieht man schon daraus , daß der Abg . Leiser gegendiesen Abzug gestimmt hat ; ich bin der Ueberzeugung,wenn der Herr Abg . Leiser der Ansicht gewesen wäre,daß Ihr Verhalten mehr im agrarischen Interesse gelegenwäre, daß er dann nicht mit Hem Zentrum zusammengestimmt hätte. Und das ist der beste Beweis für meine
Auffassung.

Sodann hat der Abg. Obkircher behauptet , ich hättebier etwas Unrichtiges über die Betriebs¬
fahrnisse der Landwirtschaft ausgesprochen.Ich stelle fest, daß ich bis jetzt Lei der ganzen Angelegen¬heit auch mit keinem Wort über die Betriebsfahrnisseder Landwirtschaft gesprochen habe, sondern ich habe nurvon Haushaltsfahrnissen gesprochen , und von denen isthier in dem Artikel des „Markgräfler Tageblatts "

, soweit mir da Worte in den Mund gelegt werden , auch nurdie Rede . Ich habe nur erklärt , daß der Antrag auf Be¬
steuerung der Haushaltsfahrnisse im Werte von über20 000 Mark vom Zentrum und dem Abg. Gierich ge¬stellt worden ist, und nicht , wie es hier in dieser Zeitungheißt, von den Liberalen . Daß die Gegner der Libera¬len diesen Antrag zu Fall gebracht haben, ist also eine
Unwahrheit . Die Unwahrheit ist hier wie¬der auf natioualliberaler Seite .Was die dritte Frage bezüglich der RheinWasser¬kräfte angeht , so muß ich nochmals darauf hin verwei¬
sen , daß ich draußen im Lande nichts anderes gesagt habe,als was ich hier in diesem Hohen Hause in Gegenwartdes Abg . Obkircher gesagt habe, ohne damals auch nurein Wort des Widerspruchs bei dem Abg. Obkircher zufinden. (Abg . vr . Obkircher : Ich kann doch nichtimmer widersprechen, wenn Sie die Unwahrheit - sagen !)Sie haben Gelegeilheit gehabt zu sprechen, Sie habennach mir gesprochen , und wenn Sie der Ansicht waren,daß ich etwas Unzutreffendes gesagt habe, so wäre esIhre Pflicht gewesen , meine Auffassung richtig zu stellen .Ich habe hier ausdrücklich Ihren Namen genannt und ge¬sagt, ich teile die Ansicht des Herrn Abg. vr . Obkircher,daß auch noch weitere Konzessionen an Privatunterneh¬mer zu erteilen seien , nicht . Aber Sie haben es nicht fürnotwendig gehalten , darauf zu entgegnen, obwohl Sie

nachher das Wort hatten . Sie sind ja sonst nicht so , daßSie eine angebliche Unrichtigkeit auf sich beruhen lassen ,sondern haben immer Worte gefunden, wenn es sichdarum handelte , etwas richtig zu stellen , was nach Ihrer
Ansicht nicht richtig war .
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' llebrigens, was den zwanzigprozentigen
< bzug von den Steuerrverten der landwirtschaftlichen
Grundstücke angeht , ist mir gesagt worden, daß der Abg .
xMrcher im Freiburger Bürgerausschuß erklärt hat , die-
jxr zwanzigprozentige Abzug sei eine Ungerechtigkeit; das
,sl auch damals von den nationalliberalen Vertretern in
zer Kommission gesagt worden. (Zuruf von den Natto -
„alliberalen : Der zwanzigprozentige Abzug allge¬
mein !) Ich stelle nochmals fest, daß in der Kommission
kein Wort davon gesagt wurde , daß der Abzug eine Unge-
Achsigkeit sei, weil keine Abstufungen stattfänden , sondern
§atz jeder Abzug eine Ungerechtigkeit sei ! Das i st
Sie Wahrheit , und nicht das , was der Herr Abg .
rhkircher sagt ! (Or . Binz : Das ist Schmidtsche Wahr¬
heit !)

Abg. Hergt (Zentr .) : Ich möchte nur eine kurze
Bemerkung machen zu dem , was der Herr Abg . Heim¬
burger vorhin gegenüber dem Herrn Abg . Zehnter geäußert
hat wegen der angeblichen Wortverweigerung , welche
hem Herrn Abg. Muser in Offenburg widerfahren sein soll.
Als der Herr Abg . Zehnter darauf zu sprechen kam , hat .
er ausdrücklich die Jahreszahl 1907 genannt , und so viel
ich verstanden habe , wurde auch von jener Seite durch
Zuruf bestätigt, daß es sich um das Jahr 1907 handle .
Abg . Neuhaus : Stimmt !), Daraufhin habe ich dem
Herrn Abg . Zehnter das Material gegeben, um diesen
Vorwurf zurückzuweisen . Nun habe ich aber aus den
Bemerkungen des Herrn Abg . Heimburger entnehmen zu
müssen geglaubt , daß er meinte'

, es sei von uns mit ab¬
sichtlicher Verwechslung ein Vorfall im Jahr 190 - statt
eines früheren aus dem Jahr 1905 behandelt worden.
(Abg . vr . Heimburger bestreitet das durch Zuruf ).
Kegen eine solche Unterstellung möchte ich mich entschieden
verwahren . (Abg. vr . Heimbürger : Genau das Gegen¬
teil habe ich gesagt !) So , dann bin ich zufrieden.

lieber den Vorfall vom Jahre 1907 bin ich genau
unterrichtet ; deshalb mußte ich entgegentreten, wenn be¬
hauptet werden wollte , daß damals Herr Muser in einer
Zentrumsversammlung von der Diskussion ausgeschlossen
worden sei . Die Vorgänge von 1905 sind mir dagegen
nicht mehr genau im Gedächtnis) darüber müßte ich mich
erst verlässigen. Ich werde das tun .

Dann möchte ich mir noch eine Bemerkung darauf
erlauben, was der Herr Abg . Heimburger dem Herrn
Abg. Zehnter wegen der Zitate aus dem Staatslexikon
der Görresgesellschafterwidert hat . Der Herr Abg . Zehnter
hat gesagt, daß man von einem Schriftsteller erwarten
müsse, daß er bei Benutzung eines Werkes zu Zitaten
die neueste Auflage und auch diejenigen Bemerkungen ,
die in der neuen Auflage über die alten enthalten sind ,
mit berücksichtige . Das ist vorliegenden Falles nicht
geschehen , und das ist gerügt worden.

Rbg . Muser (Dem.) : Es tut mir leid , daß ich mich
nochmals zum Wort melden muß . Es soll aber kurz aus -
falleu. H

Was den Vorgang vom Jahre 190 5 anbe-
laugt , so hat mein Freund Heimburger Ihnen denselben

.vollständig richtig wiedergegeben. Wie mein Freund
Heimburger hervorgehoben hat , waren in der Zentrums -
presse fast Tag - für Tag Angriffe gegen mich zu lesen ;
und nicht bloß dies ; mm: hat mich herausgefordert , ich
solle auf diese und jene Frage eine öffentliche und offene
Antwort geben . Als daun die Zentrumspartei in Offen¬
burg eine öffentliche Wählerversammlung ansagte — die
Einladung ging ausdrücklich „ an die Wähler der
Stadt " —, da habe ich mir gesagt : Du gehst hin und
trittst deinen Gegnern Aug in Aug gegenüber und ge-
lvährst ihnen die Gelegenheit , nun alle die Vorwürfe , dir
sie dir machen wollen, dir persönlich gegenüber zu wieder¬
holen, und du gewährst ihnen weiter die Gelegenheit , die
Antwort auf alle die Fragen zu provozieren , deren Be¬

antwortung sie in ihrer Presse von dir wünschen . Damit
man aber mir nickst etwa den . Vorwurf machen könne , ich
versuchte eine tumultarische Unterbrechung dieser Nor -
samrnlung , Hobe ich meinen politischen Freunden von
diesem meinem Vorhaben kein Wort gesagt ; es war
meine Absicht, ganz allein in die Zentrumsversamm -
lung zu gehen und meinen Gegnern gegenüber zu treten .
Um aber sicher zu sein , daß ich auch zum Wort kommen
werde, habe ich an das Wohlkomitee geschrieben und an¬
gefragt , ob ich das Wort erhalten könne . Daraufhin hat
nur zunächst mein Gegenkandidat in freundlicher Weise
telephonisch mitgeteilt , es könne mir das Wort nicht ge¬
geben werden. Nachher ist mir dann von dem Vorsitzen¬
den des Wahlkomitees geschrieben worden , er könne jetzt"das WaHIkomitee nicht mehr zusammenrufen , jedenfalls
aber brauchten die Herren die „Zeit vollauf , um ihre
Wahlangelegeicheiten zu besprechen"

. Es wurde dann
auch in der „Offenburger Zeitung " / dein Zentrumsblatt ,
in den: Berichte über die Versammlung bestätigt : Es sei
der Versammlung bekannt gegeben worden, daß ich an¬
gefragt halbe , ob ich sprechen könne , was Herr Stephan ,
als Vorsttzerrder des Wahlkomitees, aus guten Gründen
aber abgelehnt habe .

Ich beschränke mich hinsichtlich dieser Ausführung des
Herrn Kollegen Hergt auf das soeben Vorgetragene . Es
ist also buchstäblich wahr , daß man nur in jener Zen -
trumsverfammlung , trotz meines Ersuchens, das Wort
nicht erteilt hat.

Was die zweite Frage , das StaatZlexikon be¬
treffend , anbelaugt , so hat mein Freund Heimburger —
und ich danke ihn: dafür ! —- bereits die Antwort gege¬
ben ; ich für meine Person hätte keine mehr erteilt . Ich
freue mich, daß jetzt Jeder , die Herren Kollegen und auch
die uribefchränkteste Oeffentlichkeit , in die Lage versetzt ist ,
selbst festzustellen , daß mir der Herr Abg. Zehnter
auch in dieser Beziehung einen nicht bloß schweren , son¬
dern durchaus unbegründeten Vorwurf gemacht hat . Ich
bitte Sie , lesen Sie in der Rede des Herrn Zehnter das ,
was ich in meiner Schrift aus seinen bezüglichen Ausfüh¬
rungen zitiert habe und was der Herr Abg . Zehnter ver¬
mißt , und Sie werden zu demselben Resultat kommen
wie nwin Freund Heimburger.

Wenn ich aber den Herrn Kollegen Hergt recht ver¬
standen habe , hat er einer: Eiteren Vorwurf augefügt ,
den Vorwurf nämlich , ich hätte mir die aI t e Auflage
des Staatslexikons benützt und es wäre doch meine
Pflicht gewesen , wenn eine neue erschienen ist, auch diese
meiner Schrift zugrunde zu legen . Auch dieser Vorwurf
-- ich nehme, da ich auf dieser Seite des Haukes stehe,einen Irrtum , keine „ Fälschung" des Tatbestandes
an , Herr Kollege Hergt und Zehnter ! — , auch diese Be¬
hauptung ist tatsächlich unwahr . Es genügt der ober¬
flächlichste Blick in meine Schrift , um zu sehen , daß ich in
derselben auch die zweite Auflage außer der ersten er¬
wähne ; werrn ich mich auf die zweite Auflage beziehe , so
ist der Nummer des betreffenden Bandes immer die
kleine arabische Ziffer „ 2 " oben angesetzt , damit man
sehen kann , ob ich aus der ersten oder zweiten Auflage
schöpfe . Die kleine Ziffer kann vielleicht an der einen
oder andern Stelle vergessen worden sein , das würde
nichts zur Sache machen.

Es ist wieder außerordentlich interessant zu sehen , mit
welcher , sagen wir einmal , Leichtigkeit die Herren in
aller Oeffentlichkeit Behauptungen aufstellen, von deren
Uriwahrheit sie sich überzeugen müßten , wenn sie auch nur
einen oberflächlichen Blick in meine Schrift hinein getan
hätten . Ferner : Auch in der neuen Auflage des Staats¬
lexikons — des Werkes , von dein der Herr Abg . Zehnter
erklärt bat , daß »ran aus ihm auf die Anschauung des
Zentrums schließen könne - (der Herr Kollege Heim¬
burger hat es bereits angedeutet) sind im wesentlichen
olle diejenigen Ausführungen staatsrechtlicher und kir-



chenpolitrjcher Natur euch alten , aus di » es mir ankam
und die sich auch in der eilten Auslage befinden . Ichbin jederzeit bereit , den Beweis für diese meine Behaup¬
tung zu führen .

So bedauerlich es gelvesen ist, daß meine persön¬
liche Angelegenheit zu einer zu weit ausgreifenden Ver -
l-andlung im Landtag führte , und so verletzend die ganzeAttake gegen mich sein sollte , das eine Erfreuliche hat die
Sache doch gezeitigt , und insofern ist doch die Situation
m höchsterfreulicher Art geklärt : daß man in aller Oef -
fentlichkeit eine Reihe von Behauptungen gegen mich ins
Feld geführt hat , die in aller Oeffentlichkeit als un¬
wahr zurückgewiesen werden konnten und deren
Unwahrheit durch einen oberflächlichen Blick inmeine Schrift festgestellt wird . Wenn (zum Zentrumgewendet ) Sie gegen mich und meine Schrift nichts Bes¬seres ins Feld zu führen vermögen , kann ich stolz aus
dieser Verhandlung herausgehen . Ob Sie Anlaß ha¬ben , denselben Stolz , dieselbe Seelenruhe und dasselbegute Gewissen mit nach Haus zu nehmen , das will ich der
Entscheidung Ihres Gewissens überlassen .

Abg . Hergt (Zentr .) : Es fällt mir natürlich nichtein , zu behaupten , daß der Herr Abg . Muser sich in bezug aufdie Versammlungsangelegenheit vom Jahre 1905
wissentlich nicht den Tatsachen entsprechend geäußert habe .Aber die Erfahrung lehrt , daß sehr oft das , was der eine
für Tatsache hält , vom anderen mit guten Gründen be¬
stritten wird . Ich habe ausdrücklich gesagt : Ich kann
mich nicht mehr an die Vorgänge von 1905 erinnern ,ich war dabei nicht tätig , ich habe höchstens einmaldavon im Blatt gelesen , ich werde mich verlässigen .Aber auch wenn sich die Sache so verhalten habensollte , wie Herr Abg . Muser sie dargestellt hat , waswäre denn dann eigentlich dagegen einzuwenden ? Hatdenn die Zentrumspartei , wenn sie eine Versammlunghält , nicht das Recht zu sagen : Wir wollen unter unsbleiben ? ( Abg . 0r . Heimburger : An die Wähler !) . (ZumAbg . Muser :) Sie haben selbst gesagt , es sei Ihnen so¬wohl von Ihrem Gegenkandidaten als auch von dem Vor¬

sitzenden des Komitees vor der Versammlung mitgeteiltworden , daß Sie das Wort nicht erhalten können , weileine Versammlung nur von Zentrumsangehörigen statt¬fand (Abg . Muser : Im Widerspruch mit dem öffentlichen
Ausschreiben !) , und die Versammlung , ich entnehme das
auch aus Ihren Worten , selbst muß damit einverstandengewesen sein , dast das Komitee so gehandelt hat . (Zuruf vonSeiten der Demokraten : Im Widerspruch zum Ausschreiben !)

Uebrigens hat die erste Aeußerung des Herrn Abg .
Frühauf über die Angelegenheit mir wenigstens den Ein¬druck gemacht , als ob dem Herrn Abg . Muser das Wort ,als er sich in der Versammlung selbst meldete , nichterteilt worden sei . Das ist also zugegebenermaßen nichtder Fall , Herr Muser war gar nicht anwesend in der
Versammlung , er hat , wie er sagt , vorher mit dem
Zentrumskomitee verhandelt , es kann also nicht von Wort¬
verweigerung die Rede sein , wenn ihm seitens des Komitees
mitgeteilt wurde , die Versammlung sei nur für Zentrums¬wähler bestimmt .

Was die andere Angelegenheit wegen des
Staatslexikons betrifft , so habe ich nur gesagt : Der
Herr Abg . Zehnter war der Meinung , daß der Schrift¬steller , der das Staatslexikon zu Zitaten benutzt , auchden ganzen Inhalt der neuesten Auflage , also auch die
Bemerkungen derselben über die frühere Auflage berück¬
sichtigen muß . Der Herr Abg . Zehnter hat ausdrücklich
darauf hingewiesen , daß von der Redaktion hervorgehoöenwurde , daß man nicht alle Punkte des Programms für die
zweite Auflage schon habe berücksichtigen können aus
besonderen persönlichen Rücksichten auf frühere Verfasser ,und das ist , was man unter anderm dem Herrn Abg .Muser bei seiner Benützung des Siaatslexikons zum ^Vorwurf macht , daß er diesen Vorbehalt gar nicht beachtet . ;

Herr Muser kommt nun wieder mit scharfen Ausiwwie Unwahrheit udgl . Aber damit ist nichts bewsiiAIch meinerseits habe nicht von Unwahrheit
chen , aber ich bin der Meinung , es gibt verschn ^
Auffassungen über die Art der Quellenbenutz ^Ä
und nicht alle Auffassungen sind gleich berechnt

Die Beratung in der allgemeinen Finanzdebatte ^geschlossen.

Das Schlußwort erhält der Präsident der Budget !»^Mission !
Abg . Or . Wilckens (natt .) : Aus den Ausfuhr ^ . !gen des Herrn Abg . Schmidt - Bretten bezw . aus der v»,ihm erwähnten Aeußerung eines Landwirts schien mirhervorzugehen , daß der genannte Herr Abgeordnete voydein früheren Präsidenten gedrückt: worden sein soll (U^Schmidt - Breiten : Nein , das ist nicht gesagt wvr,den !) . Die Aeußerung ist wohl im ganzen Hause so Uhgefaßt worden . Wenn Sie aber Ihrer Aeußerung diesigSinn nicht beigelegt haben , so will ich auf Weiteres der-sichten . Ich kann aber nub nochmals feststellen , daß meineAuffassung , wie ich sie eben kundgetan habe , von sehr vix.len Mitgliedern in diesem Hohen Hause geteilt wirs(Abg . Schmidt - Breiten : Mag sein l) . Ich glaube , ^war dann höchst unnötig , überhaupt die Aeußerung ttzLandwirts , von dem die Rede gewesen ist , hier in diesy,Hause zu zitieren (Sehr richtig ! bei den Liberalen ) . -

Ich beschränke mich im übrigen auf die Feststellungdaß dasjenige , was ich namens der Budgetkommission inmeinem einleitenden Vortrage auf finanziellem Gebiete
ausgefichrt habe , weder seitens der Grotzh . Regierungnoch auch bei der Debatte sin diesem Hohen Hause Wesen,liche Beanstandungen erfahren hat . Als Berichterstatterder Budgetkommission glaribe ich aber heute keinen Anlaßzu weiteren Darlegungen zu haben . Ich glaube vielmehr ,den Herren Kollegen einen Dienst zu erweisen , wenn ichbei der vorgerückten Zeit und bei der Geschäftslage des
Hohen Hauses auf das Schlußwort verzichte (AllseitigezBravo !) .

Während der Sitzung ist folgender Antrag der Abgg .
Neuwirth , Or . Heimburger und Genossen eingegangen :

„ In Erwägung , daß der seinerzeit zur Erleichte ,
rung der Versicherungsteilnehmer geschaffene
staatliche Hagelversicherungsfonds durch wiederholt
stattgehabte schwere Hagelniederschläge auf eine
Summe zurückgegangen ist, welche den Anforderun¬
gen in ungünstigen Jahren nicht mehr genügt , stel¬len die Unterzeichneten den Antrag :

Großh . Regierung zu ersuchen , den staatlichen Ha¬
gelversicherungsfonds durch Zuweisung von Mitteln
wieder auf eine Höhe zu bringen , daß derselbe den
an ihn herantretenden Anforderungen auch fernerhin
gewachsen ist . "

Zu einer persönlichen Bemerkung erhält das Wort :
Abg . Schmidt - Bretten (Bd . d . Ldw .) : Der HerrAbg . Wilckens hat in dem Gespräch , das ich mit einemBauern gehabt habe , das dahin ging , daß wir dann auchnicht mehr gedrückt würden , eine Spitze gegen sich gefun¬den und hat erklärt , daß ein großer Teil dieses HohenHauses derselben Auffassung gewesen ist . Ich gebe zu,daß inan diese Auffassung haben konnte . Wenn man aber

gehört hat , was ich nachher sagte , so macht die Sacheeinen anderen Eindruck . Ich erinnere mich bestimmt,daß ich hinzugefügt habe : . „Aus der Aeußerung diesesBauern können Sie ersehen , wie man über das Verhältnisder nationalliberalen Partei zu uns denkt "
. Nur in die¬

sem Sinne habe ich dieses Wort des Bauern zitiert , eS
sollte nicht etwa eine Spitze gegen den früheren HerrnPräsidenten haben .

! Schluß der Sitzung kurz vor 12 Uhr .
Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : Or . Otto Wallt .Druck und Verlag der G - Braun scheu Hosbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe .
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